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Kanzlererklärung im hauptausſchuß.
Die feierlich angekündigten und mit Spannung erwarte-

ten Erklärungen des Reichskanzlers ſind abgegeben worden.
Was hat Hertling geſagt? Der Kanzler hat entſchieden

beſtritten, daß die Entfernung Kühlmanns in irgendwelcher
Beziehung einen Wechſel der deutſchen Außenpolitik bedeuten
ſolle. Ueber die rein perſönlichen Gründe für Kühlmanns Ab
ſchiedsgeſuch und ſeine Bewilligung gab Hertling vertraulich
Aufſchluß dieſe Gründe liegen nicht in Bukareſt.

Welcher Art die amtliche Politik ſei, die Hertling fort
ſetzen will und die loyal und rückhaltlos zu unterſtützen Herr
v. Hintze ſich bindend verpflichtet hat, ſuchte der Kanzler heute
erneut zu umſchreiben. Er berief ſich auf ſeine früheren Er
klärungen, insbeſondere auf die Antwortnote an den Papſt,
welche bekanntlich die Friedensreſolution des Reichstages vom
19. Juli 1917 in ſich ſchließt und ſich zu Abrüſtung, Schieds-
gericht, Freiheit der Meere, Völkerbund und neuem Geiſt in
den internationalen Beziehungen bekennt.

Jnnerhalb dieſer allgemeinen Richtlinien beſprach Hert
ling die einzelnen Friedesprobleme. Er erwähnte das Atten-
tat von Moskau, die fluchwürdige Tat, die zum Himmel
ſchreie; alle Spuren deuteten darauf hin, daß ſie auf An
regung der Entente verübt ſei, um Rußland und Deutſchland
wieder gegeneinander zu hetzen. „Aber wir wollen keinen neuen
Krieg mit Rußland; auch die jetzige ruſſiſche Regierung will
den Frieden und braucht den Frieden, und in dieſer friedens-
geneigten Abſicht unterſtützen wir ſie.“ Nach dem Weſten hin
habe Deutſchland, ſo. meinte der Kanzler, oft genug die Frie
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würden das deutſche Volk und das deutſche Heer den ſch
Kampf beſtehen. Belgien zu räumen ſei Deutſchland bereit,
wenn die Feinde die Unantaſtbarkeit des Reichsgebiets und
die Freiheit der Meere anerkennen. Die genauen Richtlinien
über die Behandlung der belgiſchen Frage, die zwiſchen Reichs
kanzler und Oberſter Heereskeitung vereinbart worden ſind,
wurden leider für vertraulich erklärt.

Wo ſtehen wir nun nach Hertlings Erklärungen? Für
das Zentrum hat der Abgeordnete Gröber nach einigen
Liebens würdigkeiten an des verabſchiedeten Staatsſekretärs
Adreſſe dem Kanzler unbedingte Unterſtützung zugeſagt. Hert-
ling verfügt alſo in jedem Falle im Reichstag über eine Mehr
heit. Daran iſt nicht zu denken, daß man ihn jetzt ſtürzen
könnte. Die Linke könnte höchſtens v. Payer aus er Reichs
Ieitung zurückberufen und dadurch der Regierung in ſchärfſter
Form ihr Mißtrauen bekunden. Auch daß es dazu kommt, iſt
nicht ſehr wahrſcheinlich. Für die Fortſchrittler hat Abge-
ordneter Fiſchbeck über Richtlinien und Politik des Kanz-
lers recht zurückhaltend geurteilt, aber die im ganzen vor-
wärtsführende Leiſtung ſeiner Amtsführung anerkannt und
unter mancherlei Vorbehalten ihm auf die Stimmen der Fort
ſchrittler weiter zur Verfügung geſtellt.

Bliebe die Sozialdemokratie. Unſere Genoſſen im Reichs-
tag waren von des Kanzlers Erklärung nicht befriedigt. Jns-
beſondere verlangten ſie größte Genauigkeit in den Er
klärungen über Belgien und dann deren Veröffentlichung.
Wie weit die Regierung dieſe Wünſche erfüllt, wird darüber
entſcheiden, ob die Fraktion ſich mit einer Ausſprache im Aus
ſchuß begnügt oder die Angelegenheit vor das Plenum bringt.
Aber ſelbſt wenn der Gegenſatz zwiſchen Regierung und Partei
fich nicht überbrücken ließe, bliebe die Zuſtimmung zu den
Kriegskrediten wohl nicht angefochten. Es muß immer wieder
hervorgehoben werden, daß die Sozialdemokratie von Anfang
an die Kriegskredite nicht der Regierung, ſondern dem Lande
bewilligt hat. Selbſtverſtändlich kann man genau dasſelbe
vom Etat ſagen. Aber gerade daß neben den Krediten der
Etat vorhanden iſt, gibt der Partei die Gelegenheit, durch eine
natürlich bis zu einem gewiſſen Grade willkürliche Unker-
ſcheidung demonſtativ zum Ausdruck zu bringen, daß ſie der
Regierung zwar nicht recht traut, aber dem Lande die not
wendigen Mittel zu ſeiner Verteidigung nicht vorenthält.

Die Ausſprache im Hauptausſchuß geht morgen weiter.
Erſt nach ihrem Abſchluß wird ſich endgültig erkennen laſſen,
ob der Zwiſchenfall Kühlmann ohne weitere Folgen über-
wunden iſt. Vorausſichtlich erſt morgen abend wird auch die
Entſcheidung der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion über
ihr ferneres Verhalten fallen. Jmmerhin hat der heutige Tag
weitere Beruhigung geſchaffen und die Annahme beſtärkt, daß
die Reichstagsmehrheit zuſammenhalten und die Regierung
HertlingPayer weiter anerkennen wird. Auch das Berliner
Tageblatt, das in den letzten Tagen mit beſonderer Schärfe
gegen den Kanzler vorgegangen iſt und wiederholt den Ge
danken ausgeſprochen hat, es müßten die die formelle Re
gierungsverantwortung tragen, welche die tatſächliche Macht
ausüben, findet ſich mit Hertling wieder ab und ſcheint die
weiteren Taten der Regierung bis zum Herbſt abwarten zu
wollen. Wir neigen der Anſicht zu, daß dies überhaupt das
Ende der Kriſe ſein wird. Zu einem endgüſtigen Bruch mit
der Regierung von der Ablehnung der Kriegskredite gar
nicht zu reden dürfte noch den gegebenen Aufklärungen der
Fall Kühlmann nicht ernſt genug ſein. Der Jubel der All-
deutſchen iſt denn auch raſch verſtummt.,
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eintrete, ſei das Weiterkämpfen eine Notwendigkeit.

Wir ſtehen nicht an zu bekennen, daß wir dieſe Erledi-
gung der Julikriſe 1918 lebhaft begrüßen würde. Jm Herbſt
muß es ohne dies zur Kriſe kommen, entweder zur Auflöſung
des Landtages oder zu ihrer Unterlaſſung, mit der die Re-
gierung ihr Wort bäche und jede Gemeinſchaft mit der Linken
aufgäbe. Um dieſer Wahlrechtskriſe vorzubeugen, ſuchen die
Konſervativen mit allen Mitteln vorher einen Konflikt über
die Friedensfrage herbeizuführen, in dem die Sozialdemo-
kvatie iſoliert bliebe. Wir würden das Geſchäft der Wahl
rechtsfeinde betreiben, wenn wir ohne zwingenden Grund
Payer abberiefen und die Mehrheit ſprengten,

Die vorſtehenden Ausführungen entnehmen wir der
Jnternationalen Korreſpondenz, mit denen wir uns nicht
identifizieren wollen. Obgleich die Ausſprache im Hauptaus-
ſchuſſe noch nicht beendet iſt, meint die J. K., daß die Kriſe
als beendet angeſehen werden dürfe. Das kann man aller-
dings heute ſchon als feſtſtehend annehmen. Nach der Rede
Hertlings, die eine an dieſem Staatsmann nicht gewohnte
Unſicherheit verrät, iſt inſofern Klarheit geſchaffen, daß es
bei der bisherigen Unklarheit bleibt. Der Kanzler hat ſich für
ſeine Politik auf die Antwort auf die Papſtnote bezogen, deren
Wortlaut mit den Parteiführern im Reichstage vereinbart
worden iſt und, ohne ausdrückliche Bezugnahme auf die
Friedensreſolution, die ſich doch ausdrücklich auf den in dieſer
Reſolution geforderten Verſtändigungsfrieden feſtlegt. Die
Alldeutſchen haben ſeinerzeit heftig gegen dieſe Antwort ge-

ſönlichen Gründen ſeine Urſache hat, zu rechnen iſt. Damit
wäre auch gegeben, daß die Partei die Kriegskredite bewilligt.

Was den Nachfolger Kühlmanns anlangt, ſo hat Graf
Hertling auf das Bündigſte verſichert, daß dieſer nicht ſeine
eigene, ſondern die Politik machen werde, die er, der Kanzler,
machen werde und für die er allein verantwortlich ſei. Wie
es heißt, fand bei Herrn v. Payer eine Beſprechung ſtatt, bei
der eine Reihe von Reichstagsmitgliedern Gelegenheit hatte,
ſich mit dem Geſandten v. Hintze, deſſen Ernennung noch
nicht vollzogen iſt, auszuſprechen. Herrn v. Hintze wird in
Chriſtiania ein verſtändnisvolles und erfolgreiches Zuſammen
wirken mit allen Faktoren nachgerühmt, durch die die Frie-
denspolitik in Norwegen geſtärkt worden ſei. Aus einer Unter-
rodung, die der Korreſpondent des Berliner Tageblattes mit
dem CEhefredakteur einer großen Chriſtianier Zeitung hatte,
geht hervor, daß Herr v. Hintze ſchon vor längerer Zeit die
Bemerkung hat fallen laſſen, er ſtehe perſönlich auf dem Stand-
punkt der Friedensreſolution des Reichstages.

Der Reichskanzler Graf Hertling erklärte, daß der Wechſel
in der Leitung des Auswärtigen Amts an dem Kurſe der geſamten
Reichspolitik nicht das geringſte ändern werde. Sowohl die innere wie
die äußere Politik des Reiches werde nach wie vor ſich in den Bahnen
bewegen, die in den früheren Erklärungen des Kanzlers verzeichnet
waren. In innerpoliliſcher Hinſicht ſeien alle Zuſagen innegehalken
worden, die von der Regierung gegeben wurden, und die Regierung
werde auch mit aller Energie auf der Durchführung der in die Wege ge
ſeileten Reformen beſtehen. Nach außen hin ſei die Reichspolitik
programmatiſch in der Antwort auf die Friedensnole des Papſtes feſt
gelegt. Die ehrliche Friedensbereitſchaft der deutſchen Regierung ſei be
kannt. Es habe ſich darin auch durchaus nichts geändert. Demgegen-
über ſtehe aber die Tatſache feſt, daß der Vernichtungswille der Feinde
nach wie vor auf das ſtärkſte hervortrete. Solange darin kein Wandel

Der Kanzler
beſprach dann die polikiſchen Fragen ſowohl des Oſtens als auch des
Weſtens und ging dann auf die anderweitige Beſetzung des Auswärtigen
Amts ein. Dieſe letzteren Ausführungen waren ſtreng veriraulich. Es
kann nur davon mitgeteilt werden, daß der Kanzler erklärte, daß der
zum Staatsſekretär in Ausſicht genommene Geſandte v. Hintze die
bindende Erklärung abgegeben habe, daß er in jeder Hinſicht die bis
herige Politik des Reichskanzlers mitmachen werde.

Abg. Gröber findet die Darlegungen des Kanzlers beruhigend
und geht dann näher auf den Rücktritt des Staatsſekretärs v. Kühlmann
ein, deſſen Stellung nach ſeiner Rede vom 24. Juni unhaltbar geworden
ſei. Den Wechſel in dieſem wichtigen Amte müſſe man bedauern, ſchon
weil der Eindruck im Auslande kein günſtiger ſein kann, aber es müſſe
doch anerkannt werden, daß Herr v. Kühlmann ein hervorragender
Staatsmann geweſen iſt. Die inneren Reformen, die von der Regierung
durchgeführt worden ſind, könne kein Menſch beſtreiten, und es ſei zu
erwarten, daß auch die preußiſche Wahlrechisvorlage im Sinne der
kaiſerlichen Botſchaft gelöſt werde.

Abg. Scheidemann findet es ſehr bedauerlich, daß eine der-
artig wichtige Debatte ſo kurz vor der Vertagung des Reichstages geführt
werden muß. Wenn die Preſſe nach dem Rücktritt Kühlmanns ſofort
verſichert habe, der Kurs bleibe beim alten, dann ſei erſt recht nicht zu
verſtehen, weshalb ein Wechſel nokwendig war. Die Oberſte Heeres-
leitung hat einen ſcharfen Druck auf die Preſſe ausübt, daß ſie in der
Beſprechung der Kühlmannſchen Rede nicht das ſagen durfte, was nach
Lage der Sache hätte geſagt werden müſſen. Auch beim jetzigen Wechſel
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im Auswärtigen Amt iſt das Parlament wieder nicht gehört worden.
Das wird dazu dienen, daß im Auslande neuerdings der Glaube genährt
wird, daß in Deutſchland das Volk und das Parlament vollkommen
rechllos ſei. Das Verhalten unſerer Regierung im Oſten ſei jedenfalls
nicht ſo, daß man von einer loyalen Auslegung des Breſt-Litowſker
Friedensvertrages reden könne. Wenn wir den dortigen Völkern die
Freiheit gegeben hätten, die ſie immer angeſtrebt haben, dann würden
wir uns eine glänzende Poſition geſchaffen haben. Was wir von der
Regierung verlangen müſſen, iſt vor allen Dingen rückhaltloſe Klarheit,

Abg. Fiſchbeck meint, man könne zweifelhaft darüber ſein, ob die
letzten Reden Kühlmanns in allen Teilen geſchickt waren. Aber er
hätte zum Ausdruck gebracht, was die Ueberzeugung aller vernänftigen
Menſchen iſt, daß die Entſcheidung nicht allein durch militäriſche Siege
herbeigeführt werden kann. Die alldeukſche Preſſe hat ſchon vor längerer
Zeit den Herrn v. Hintze als den Mann ihres Verfrauens bezeichnet,
und deshalb dürfe man ſich nicht wundern, wenn ihm zunächſt mit einem
gewiſſen Mißkrauen begegnet wurde, als ſein Name genannt worden iſt.
Trotz der ſozialdemokratiſchen Kritik ſei doch nicht zu beſtreiten, daß
viel auf dem Gebiete der inneren Politik geſchehen ſei. Er hoffe, daß
die Regierung alles tue, um das Wahlrecht in Preußen durchzuſetzen.

Abg. Graf Weſtarp hält die Gründe für den Rücktritt Kühl-
manns für durchſchlagend. Ueber ſein Wirken jetzt ſchon ein Urteil zu
fällen, ſei verfrüht. Mit der inneren Politik des Kanzlers können die
Konſervaliven nicht einverſtanden ſein.

Die Beratungen werden am Freitag fortgeſetzt.

Alldeutſches e allzualldeutſches.
In den konſervativen Görlitzer Nachrichten veröffentlicht das be

kannte Herrenhausmitglied Graf v. Roon einen unglaublich über
ſpannten Artikel über deukſche Friedensziele. Nachdem er dargelegt hat,
daß Deutſchlands Macht jetzt da ſei, wo jeder feindliche Antraauf einen Waffenſtillſtand und ae

e um die c e emer. e
bedingungen.
'hat“, ſagt der Graf, „um unſern Gegner, unſeren niedergeworfeney
Gegnern folgende Bedingungen hen

Keine Waffenruhe, kein Waffenſtillſtand, keine ug, ſo
lange noch ein bewaffneter Brite ſich auf franzöſiſchem oder belgi en Boden befindet, und wir nicht in oder vor Paris

Angliederung der jetzt belgiſchen Landesteile. Selbſtändigkeit des
Flamenlandes.

Abtreiung der flandriſchen und franzöſiſchen Küſte bis einſchließlich
Calais an Deufſchland. S

Ablcetung von Longwy und Briey an Deutſchland
Frankreich tritt die Feſin Belfort, Tonl und Verdun und die

davorſiegenden Grenzgebieie an Deufſchland ab.
Gründe: Nur eine große d eine völlige Machtloßg

keit von e kann unſerem Vaterlande dauernd Ruhe und

Frieden ver en. 4Der Graf fordert weiter die Rückgabe aller Kolonien und Kohlen
ſtationen und die Auslieferung von Gibraltar an die Spanier.
rantierung der Freiheit der Meere aber fordert er:

England liefert ſeine geſamte Kriegsfiolte an Deutſchland aus:
Gründe: Weil England unſere Flotte fordert und weil die Briten

unſere Handelsflotte zerſtört haben.
Neben der Forderung auf Rückgabe Aegyptens an die Türkei ver

langt dieſer annexioniſtiſche Berſerker weiter die Uebergabe Serbiens und
Monkenegros an Oeſterreich und Bulgarien, und Zahlung einer Kriegs
enkſchädigung von rund 180 Millarden Mark! Bis dieſe Summe bezahlt
iſt, bleiben „Frankreich und Belgien von Deutſchland okkupiert“. Der
vornehme Graf leiſtet ſich in dieſen ſeinen Kriegszielforderungen zwiſchen
durch noch die Unverſchämtheit, von der Sozialdemokrafie zu behaupten,
daß ſie deshalb gegen ſolche Forderungen ſei, wei ſie ein verel
Volk haben mäſſe, weil nur erbillerfe und gedrückte Maſſen ihr folgten,
Im übrigen ſetzt dieſer erleuchtete Politiker an den Schluß ſeines Teit-
artikels den Satz, daß einmal der Reichslag beim geh
nichts milzureden habe, und daß zum andern es ganz unnsüg
„darüber Sorge zu machen, wie ſich künftig die Beziehungen zu unſeren
e en Feinden und zur ganzen Welk geſtalken. Das wird ſich alles

nden.“
Es genügt, dieſe annexioniſtiſchen, gemeingefährlichen Narrens-

poſſen tiefer zu hängen. Sie brauchen nur dem öffentlichen Geſpött
überantwortet zu werden.

Eine alldeutſche Drohung.
Die konſervativ-alldeutſchen Kreiſe bezeichnen die unabhängige So-

zialdemokratie als vaterlandslos, weil ſie die Kriegskredite ablehnt. Nun
ſcheinen ſie ſelbſt an dieſem Mittel, um einen Druck auf die Re
gierung auszuüben, Gefallen zu ſinden. Die alldentſche Deutſche Zeitung
beklogt die Behandlung deutſcher Gefangenen im feindlichen Auslande.
Das iſt eine Frage, bei der alle Parteiunterſchiede aufhören. Hier gibt
es keine Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen rechts und links. Der So-
zialdemokrat fordert genau ebenſo wie der Liberale und wie der Kon-
ſervative Maßregeln, die eine milde Behandlung unſerer in Feindeshand
gefallenen Soldaten ſichern. Man kann verſchiedener Anſicht ſein, ob
von unſern Staatsmännern wirklich alles geſchehen iſt, was zur Erfü
dieſer Wünſche führen könnte. Aber die Deutſche Zeitung glaubt fol-
genden Trumpf ausſpielen zu ſollen:

Sollte das Volk dazu Skandal ſchlagen, ſollte es ſich vornehmen:
dieſer Regierung keinen Pfennig mehr?“ Ja, in der Tat, es iſt die

allerhöchſte Jeit, daß etwas geſchieht, ehe noch mehr der heſten und
treueſten im Lande dazu kommen, zu ſagen: es müßte noch viel
ſchlimmer kommen, damit endlich einmal wirkliche Abhilfe geſchaffen
wird.

Die Deutſche Zeitung fordert dann die berufenen Führer des Volkes
auf, endlich auf die Stimmen der Alldeutſchen zu hören. Sie meint,
geſchehe das nicht, ſo „dürften unberufene Führer die Regungen der
deutſchen Herzen auf gefährliche Abwege fähren“. Die Alldeutſchen
haben dieſe Drohung ja ſchon längſt wahr gemacht. Anders wäre der
eRichskanzler v. Bethmann Hollweg wohl nicht geſtürzt worden, um nur
dies eine Beiſpiel zu nennen. Jetzt ſcheinen ſie auch das Mittel der
Kreditverweigerung im Kampfe wider die Staatsmänner und die Ran
gierung, die ihnen nicht zu willen iſt, in Betracht zu ziehen.

„Jetzt haben Wie die Mag die uns der Sag gegeben
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Die Umſatzſteuer im Reichstag.
189. Sitzung. Donnerstag, den 11. Julit, nachmittags 2 Uhr.

Am Bundesratstiſch: Graf Roedern.
Die zweite Leſung der Steuergeſetze wird forlgeſehht bei dem

Umſatzſteuergeſetz.
Der Ausſhuß hat die Beſteuerung der Leiſtungen der freien

Berufe geſtrichen und nur gewerbliche Leiſtungen der Steuer
imterworfen. Beſondere Vergünſtigungen für Genoſſenſchaften
vorgeſehen. Die Steuer auf Luxusgegenſtände hat der Aus-
ſchuß in der erſten Leſung auf 20 Proz. echöht, in der zweiten wieder
auf 10 Proz. herabgeſetzt. Von der Luxusſteuer nicht betroffen ſind
Gegenſtände des n Jntereſſes, insbeſondere ſolche für
kirchliche und wiffenſchaftl Zwecke. Jedem Bundesſtaat wird von
der jährlichen Einnahme in ſeinem Gebiet eine Erhebungsvergütang
won 10 Proz. und außerdem noch ein Beitrag von 5 Proz. gewährt,
gedoch nicht mehr als ſährlich 60 Millionen Mark, die die Bundes-
ſtaaten an ſolche Gemeinden zu verteilen haben, die für die Lebens-
anittelverſorgung Einrichtungen treffen. ie Umſatzſteuern in den
e und Gemeinden müſſen hei Jnkrafttreten des Geſetzes
aufhören.

Die Beratung beginnt bei S der feſtſeht, daß der Umſahzſteuer
die im Jnland ausgeführten Lieferungen und Leiſtungen ſolcher
Perſonen unterliegen, die eine ſelbſtändige gewerbliche Tätigkeit

n Abg. Meecrfeld (Soz.
Es handelt ſich hier um die einſchneidendſte der neuen Skeuern,

unter der gerade die minderbemittelten Schichten außer-
vrdentlich zu leiden haben werden. Zu den Ausnahmen von der
Steuer bitten wir dringend, auch die Kohlen mit aufzunehmen, deren
Verkauf ja heute bereits mit einer beſonderen Steuer von 20 Proz.
belaſtet iſt. Die Beſtimmungen über die Entnahme aus eigenem
Betrieb, die ſteuerfrei bleibt, werden dahin führen, daß eine große
Anzahl von Landwisgten die Steuer nicht zu zahlen haben wer-
den. Das muß ungemein aufreizend wirken. Eine ganz beſondere
Härte iſt, daß einer Steuer von 5 vom 1000 r

auch die Lebensmittel
unterliegen ſollen. Wir beantragen, für Gekreide- und
Betreidefabrikate, für Milch, Butter, Kartof-
feln, Gemüſe, Fleiſch und Fett die Steuer auf 1
oom 100 herabzuſetzen und werden über dieſen Antrag
namentliche Abſtimmung verlangen. Der Gedanke der Luxus
ſteuer iſt zweifellos geſund und meine Partei iſt für die ſchäcfſte
Heranziehung jedes überflüſſigen Aufwandes zu haben. Und eine
gut ausgearbeitete, beſondere Vorlage über Luxusſteuern würde un-
fere Zuſtimmung finden. Dieſe Vorlage aber erregt unſere ſtärk-
ſten Bedenken; ſie öffnet dem Schmuggel Tür und Tor. Die
heſte Luxusſteuer wäre allerdings eine ganz rückſichtsloſe Einkommen-
ſteuer. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) Die mangelhafte
ſoziale Durchbildung des Geſetzes zeigt die Beſtimmung, daß nu
Selbſtändige zur Steuer herangezogen werden. Der Leiter eine
großen induſtriellen Betriebes, der etwa 100 000 M. Einkommen ha
bleibt alſo von der Steuer verſchont. Wir erkennen gern an, do
in der Vorlage verſchiedene Verbeſſerungen gemacht ſind, aber ſi
reichen bei weitem nicht ans, unſere ſchweren Bedenken gegen ihre
antiſozialen und volkswirtſchaftlich ſchädigenden Charakter zu ze
ſtreuen. Das Geſetz iſt der Anfang einer allgemeinen Produktion
ſteuer, das Beſchreiten eines Jrrweges, auf dem meine Freund
nicht mitgehen können. (Bravo! bei den Sozialdemokraten

Abg. Waldſtein (Vp.): Unſere Bedenken haben wir ſchon in de
erſten Leſung dargelegt. Trotzdem noch manche Bedenken beſtehen
geblieben ſind, werden wir dem Geſetz zuſtimmen. Eine beden
tende Verbeſſerung iſt ja, daß entſprechend einer Eingabe des Verein
Berliner Journaliſten die freien Berufe aus dem Geſetz heraus
gelaſſen ſind, da es ſich hier um eine Warenumſatzſteuer handelt

Abg. Bernſtein (U. Soz.): Für uns iſt der Geſetzentwurf wegen
ſeiner die Volkswirtſchaft ſchädigenden Wirkung unannehmbar. Den
Landwirten iſt eine weitgehende Umgehung der Steuer möglich ge-
macht worden.

Abg. NeumannHofer (Vp.) erklärt ſich gegen die Herauslaſſung
der freien Berufe aus dem Geſehz.

S 1 wird angenommen; desgleichen S 2, unter Ablehnung des
ſozialdemokratiſchen Antrages auf Freilaſſung der Umſätze von
Kohle, Koks und Braunkohle. Bei S 8 begründet

Abg. Keil (Soz.) einen Antrag, die Betriebe der Gemeinden zur
Lieferung von Gas, elektriſchem Strom und Waſſer von der Steuer
freizulaſſen.Abe Waldſtein (Vp.) erklärt ſich gegen dieſen Antrag

Unter Ablehnung dieſes Antrages wird S 8 angenommen.
Bei S 6 beantragen die Abgg. Antrick und Gen. (Soz.) die

Steuer für Getreide, Getreidefabrikate uſw. auf
1 vom 1000 feſtzuſetzen, und hierüber namentlich
abzuſtimmen.

Der Antrag wird mit 171 gegen 114 Stimmen abgelehnt. 85 6
wird in der Faſſung der Kommiſſion angenommen.

8 6a ſieht eine beſondere Beſteuerung von Unternehmungen
oor, die in Wirklichkeit mehr wie einen Geſchäftskreis betreiben.
Hierzu liegt ein Kompromißantrag der verſchiedenen Parteien vor,
der auch dem Bundesrat eine Befreiung von dieſer Steuer geſtattet.

Abg. Fenerſtein (Soz.) wendet ſich Fern den F Ga und den
Kompromißantrag, durch auch die Konſumvereine, die
doch ſo Rützliches für die Verſorgung der Bevölkerung mit Lebens-
mitteln tun, ſchwer geſchädigt werden, wenn ſie noch Bäckerei oder
Fleiſcherei betreiben. Mindeſtens müßte in ſolchen Fällen der
Bundesrat von der Beſtimmung Gebrauch machen, ſie von der
Steuer freizulaſſen.

Abg. Gothein (Vp.): Das letztere liegt allerdings im Sinne der
Autragſteller, und ich bitte um eine entſprechende Erklärung vom
Regierungstiſch.

Schatzſekretär Graf Roedern: Auch nach meiner Auffaſſung
wird in dert vom Vorredner genannten Fällen die Befreiung
pon der Steuer durch den Bundesrat eintreten.

Der Kompromißantrag wird angenommen.
Es folgt die
a ä Steuer auf Luxusgegenſtände.

Abg. Bernſtein (U. Soz.): Der Lurus iſt etwas ſehr Relatives.
Rur die Verhältniſſe des Krieges konnten uns veranlaſſen, ihr nicht
abſolut ablehnend überzuſtehen. Doch ſollten einige Milde-rungen in die Komtiſſionsbeſchitſe eingefügt werden, z. B. ſollten

Taſchenuhren erſt, wenn ſie 150 M. koſten, der Steuer unterliegen.
Abg. Zimmermann (natl.) tritt für Freilaſſung der Muſik-

inſtrumente (Klaviere und er erken' von der Steuer ein.
Die Kommiſſionsbeſchlüſſe werden angenommen.

Stenerberechnung und Verfahren.
Nach S 17 iſt der Steuerpflichtige verpflichtet, der Steuerſtelle

die zur Nachprüfung ſeiner Erklärung erforderlichen Auskünfte
zu geben.

Ein zweiter Abſatz beſagt, daß auch die Angeſtellten des Steuer
pflichtigen zur Auskunft verpflichtet ſind.

Abg. Walbdftein (Vpt.) beantragt den zweiten Abſatz zu ſtreichen.
Die Angeſtellten können als Zeugen vernommen werden.

Miniſterialdirektor Schiffer: Wir müſſen alle Mittel anwenden,
die uns zur Verfügung ſtehen, um Steuerhinterziehungen zu ver-
hindern.

Abg. Dr. Ffleger (Zentr.) tritt für den Antrag Waldſtein ein.
Der Antrag Waldſtein wird angenommen.
Nach Abſ. S des F 30 dürfen Waren Umſatzſteuern der Bundes

ſtaaten und Gemeinden vom April 1919 an nicht weiter erhoben
werden und nach Jnkrafttreten des Geſetzes neue Umſatzſteuern von
Bundesſtaaten und Gemeinden nicht eingeführt werden.

Abg. Nacken (Zentr.) wendet ſich gegen dieſen Abſatz, der einen
unzuläſſigen Eingriff in die Rechte der Einzelſtaaten bedeute, und
veantragt ſtatt deſſen zu beſchließen, daß von Unternehmern, die
vorwiegend notwendige Lebensmittel vertreiben, von dieſen Waren
durch Einzelſtaaten und Gemeinden eine Umſatzſteuer nicht erhoben
werden darf

Abg. Keil (Soz.) tritt für den Beſchluß der Kommiſſion ein.
Das Deutſche Reich iſt eine Wirtſchaftseinheil. Die Doppelerhebung
ſolcher Steuern würden auch die Verbraucher doppelt belaſten. Jm
übrigen geht Reichsrecht über Landesrecht. Für den Fall der Ab
lehnung dieſes Abſatzes beantragen wir, daß jedenfalls von Unter
nehmen, die vorwiegend notwendige Lebensmittel vertreiben, in
Zukunft von Einzelſtaaten und Gemeinden überhaupt keine Umſatz
ſteuern mehr erhoben werden dürfen. Wir haben hier vor allem die
Arbeiterkonſumvereine im Auge

Abg. Schiele (Konſ.) ſpricht für Streichung des Abſatzes Z.
Nach weiteren Bemerkungen der J Se (Konſ.), Dr.

Junck (Natl.), Warmuth (D. Frakt.), Bernfſtein Soz.) wird der
Antrag Nacken angenommen.Das Geſetz ſoll mit dem 31. Dezember 19283 außer Kraft treten.

Abg. Bernſtein (U. Soz.) begründet einen Antrag, das Geſetz
ſtatt deſſen ein Jahr nach Friedensſchluß außer Kraft zu ſetzen.

Dieſer Antrag wird abgelehnt, der Reſt des Geſetzes in der
Kommiſſionsfaſſung angenommen.

Das Geſetz über die Steuerflucht wird debattelos angenommen,
ebenſo das Geſetz über die Errichtung eines Reichsfinanghofes.

Hierauf wird in die Debatte über das Branntweinmonopol ein
getreten, doch ſollen heute keine Abſtimmungen mehr ſtattfinden,
ſondern nur allgemeine Ausführungen zu S 1 gemacht werden.

Abg. SchwarzeLippſtadt (Zentr.) bleibt auf der Tribüne un-
verſtändlich.

Abg. Brey (Soz.): Meine volitiſchen Freunde ſind an und für
ſich einem Verbrauchs- und Herſtellungsm l e eigt,
halten es vielmehr für ein erſtrebenswertes Ziel. Aber dies Brannt
weinmonvopol bringt den Verbrauchern eine ungeheure Belaſtung
des Genuſſes, des gewerblichen Lebens, Erſchwerung der Kranken
pflege und des techniſchen Fortſchritts. Unſere Bemühungen im
Ausſchuß, das Monopol auch zu einem Herſtellungsmoropol zu ge
ſtalten, ſind leider vergeblich geweſen. Bei der Ausfichtsloſigkeit
werden wir die dahin gehenden Anträge im Plenum nicht wieder
holen, wohl aber die Anträge Albrecht, die darauf abzielen, unter
ſtützen. Wir haben mitgearbeitet an den Verſuchen, aus den Mitteln
des Monopols die Branntweinpeſt zu bekämpfen; die Organriſa-
tionen, die dies tun, ſind die Jugendorganiſationen, die Arbeiter-
ſportvereine, die Gewerkſchaften und nicht zuletzt die ſozialdemo-
kratiſche Partei. Aber gerade weil wir dieſe Organiſationen kräftig
unterſtützen, können wir den Branntwein nicht ſo ungeheuerlich ver
teuern. Dadurch würden auch die meiſten Heilmittel ſtark ver
teuert werden. Mindeſtens müßten dann die Krankenkaſſen vor
der Verteuerung geſchützt werden. Der techniſche Fortſchritt würde
heute ſchon geſtatten, bei der Erzeugung von Spiritus und Eſſig
ſäure auf Kartoffeln, Getreide, Rüben zu verzichten, die dann der
menſchlichen Ernährung erhalten bleiben. Dem Ausbau dieſes
Verfahrens ſtehen die Jntereſſen ſtarker Kreiſe entgegen. Wir woll-
ten den Verbrauchern und dem tiechniſchen Fortſchritt einen Einfluß
durch die Zuſammenſetzung des Beirats ſichern. Leider verhinder-
ten das ſtarke Einflüſſe beſtimmter Schichten. Jn der Schweiz, in
Schweden, in Norwegen ſtellt man Spiritus auf den neuen tech-
niſchen Grundlagen her, der der Jnduſtrie entſprechend billig zurVerfügung geſtellt werden kann. Wird der Spiritusinduſtrie durch

das Monopol jedes Riſiko genommen, ſo müßte man auch an die
Sicherſtellung der Angeſtellten und Arbeiter denken. Aber der Aus-
ſchuß hat alle unſere dahingehenden Beſtrebungen abgelehnt. Wir
können daher dieſem Monopol unſere Zuſtimmung nicht geben.
(Beifall b. d. Soz.)
Abg. Bärwinkel (Natl.): Die Klagen über die Zwangsbewirk-
ſchaftung beweiſen, daß der Monopolgedanke an Beliebtheit nicht
gewonnen hat. Man kann ſie höchſtens als kleineres Uebel akzep-
tieren. Aus ſolchen Zweckmäßigkeitsgründen ſtimmen wir dem
Branntweinmonopol zu.

Abg. Scheef (Vpt.) betont, daß ſeine Freunde nur mit ſchwerem
Herzen für das Monopol ſtimmen könnten, weil dadurch viele ſelb
ſtändige wirtſchaftliche Exiſtenzen geſchädigt würden.

Die Debatte über S 1 geht weiter. Morgen Freitag 1 Uhr
(Fortſetzung der Beratung der Steuervorlagen).

Der linke Flügel der Sozial
revolutionäre und Graf Mirbach.
Das Organ der Petersburger Linken der Saozialrevolutionäre
Snamja Borby (Fahne des Kampfes) vom 29. Juni enthält folgenden
Leitartikel: Graf Mirbach proteſtiert in einer offiziellen Note gegen
Propaganda und Tätigkeit der Partei der Linken der Sozialrevolutio
näre, die mit dem deutſchen Jmperialismus wie in der Ukraine, ſo in
Großrußland ringen. Die Sowjetregierung hat dem Zentralausſchuß
unſerer Partei von dieſer Note Kenntnis gegeben und ihm vorgeſchlagen, „dem Weſen der Frage noch ſeine Erklärungen“ veregie en.
Wem? Der Sowjetregierung? Für ſie iſt doch die ten ngnahme der

linken Sozialrevolutionäre in Fragen der internationalen Politik des
revolutionären Rußlands kein Geheimnis. Dieſe Stellungnahme iſt
auf den Blättern der Geſchichte mit einer Reihe politiſcher Auftritte und
revolutionörer Akte wie in der Ukraine, ſo in Großrußland eingetra-
gen. Der Sowijetregierung iſt dies alles wohlbekannt. Oder will ſie
nochmals ihre Mitteilungen bezüglich des Kampfes der linken Sozial
revolutionäre mit den Jmperialiſten überhaupt und mit den Jmperijia-
liſten Deutſchlands insbeſondere überprüfen? Wir können die Wiß-
begierigkeit der Sowjetdiplomaten befriedigen. Die Partei der Linken
der Sozialrevolntionäre ringt in der Tat mit dem deufſſchen jalis-
mus. Bis Breſt hat ſie mit den Bolſchewiki gemeinſchaftlich gerungen,
nach Breſt ollein, und auch künftig wird ſie ringen allein oder zu
ſammen mit den Bolſchewiki, wenn dieſe von ihrer Vergleichspolillk ab
laſſen werden. Die Nachrichten des verehrten Grafen ſind vollkommen
genau ſie ſind außer jedem Zweifel.

Wenm noch ſoll die Partei der linken Sozialrevolutienäre ihre Er
klärungen geben? Der Arbeiterklaſſe und der werktätigen Bauern
ſchaft Dies tut ſie täglich. Davon zeugt das unveränderte Wachstum
des Einfluſſes unſerer Partei auf die ruſſiſche werktätige Menſchheit.
Das iſt um ſo charakteriſtiſcher, als dos Wachstum unſeres Einfluſſes
nicht herbeigeführt wird durch die Unkenntnis der Maſſen und der fin
ſteren Unzufriedenheit, die eine Folge des Hungers und der Zerrüttung
iſt; unſere Loſungen rufen zum anſtrengenden Kampfe, ſie reißen die
Hüllen von allen Kompromiſſen. Unſere Partei iſt eine Sowjetpartei,
eine reine Klaſſenpartei, die nur vermittels der beſten und der tätigſten
Elemente unter den Werktätigen wachſen kann.

Unſer Verhalten zum Breſter Vergleichsfrieden hat das Antlitz un
ferer Portei beſonders erkenntlich gemacht. Unſere Kritik über Breſt iſt
keine literariſche Uebung; ſie führte zu Wirklichkeitsergebniſſen. Unſere
tätigen Porteimitglieder, die in der Ukraine und in den gewaltigen be
ſetzten Gebieten handeln, haben ſchon viele der Jhren in Zuſammen
ſtößen mit den deutſchen imperialiſtiſchen Truppen verloren.

Ja, wir ſind bereit, dem repolutionären Rußland Erklärungen zu
geben“. Wir geben ſie ihm jeden Tag und ſie ſchreitet hinter unſe-
ren roten Fahnen. Es verſteht auch unſere „Erklärungen“. Wem ſol
len wir noch „Erklärungen“ geben? Den deutſchen und überhaupt den
europäiſchen Werktätigen? O, ſehr gern. Wir „erklären“ ihnen täg-
lich, wie man mit den Vergewaltigern und Ausbeutern zu kämpfen hat.
Und wir hoffen in allernächſter Zukunft dem werktätigen Europa „er
klären“ zu können, daß die woerwiegende Zahl der Arbeiter und Bau
ern Rußlands Rie diplomatiſche Komödie der Breſter Mondfüchtigen
nicht weiter fortſetzen will.

Wem noch? Dem Grafen Mirbach? Nun, dieſem brauchen wir
keine Erklärungen zu geben. Wie erfſichtlich, iſt er ohnedies genügend
unterrichtet. Wenn die Sowjetpartner des Grafen Mirbach es wün-
ſchen, können ſie ihm Erklärungen nach Belieben geben. Das iſt wohl
deutlich. Unſere „Erklärungen“ müſſen genügend verſtändlich für alle
ſich für uns Jntereſſierenden ſein. Wer uns verſteht, wird mit uns
gehen, mit Ausnahme derjenigen natürlich, deren Weg mit den Mir
bachs aller „perbündeten“ und „unverbündeten“ Staaten führt. Jhnen
werden wir andere „Erklärungen“ geben die ebenfalls ac
nügend klar find.

Oeſterreichiſcher Heeresbericht.
wib. Wien, 11. Juli. Amkllch wird verlankbart:
Auf dem italieniſchen Kriegoſchauyigh keige dennenwerken Ereig/-

viſſe.
In Rlbanien haben ſich unſere Truppen in der neuen Wider
dslinte ei tet. Eine im D llital lende öſiſcheh e

vem 10. Vereinzelte Artilleriegefechte,J Bericht ver und häufiger auf der van Schlegen und in der weſt
en Grappagegend. Südlich vom Stilfſer Joch trieb die Beſatzung

eines unſerer obenen en in 2931 Meter Höhe, die von einer
ndlichen Abteilung angegriffen wurde, dieſe in die Flucht. Jm

rentaTal brachten kleine, glücklich dur Unternehmungen zur
Berichtigung unſerer Stellung uns 24 Gefangene ein. In Albanien er
reichten unſere Truppen auf der weſtlichen Front den unteren und mitt
leren Semeni und erweiterten an der öſtlichen Front die Eroberung der
Höhen am oberen Abſchluß des Tomorica-Tales. Jm Zentrum beider-
ſeits des Oſum vorgehend, trieben ſie den Gegner zurück.

Der Krieg zur See.
Berlin, t1. Juli. (Amllich.) Von unſeren UBoolen ſind im

Kanal neuerdings vier Dampfer mit zuſammen 20 000
Br. R. T. verſenkt worden.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Stockholmer Socialdemokraten
zum Moskauer Geſandtenmord.
Auch den Mord an dem deutſchen Geſandten in Moskau

nimmt Stockholmer Socialdemokraten zum Anlaß wütender enten
tiſtiſcher Angriffe auf Deutſchland. Er nennt das Attentat ein
Signal: es ſei die Revolution gegen Deutſchland, die jetzt auch
in Großrußland beginne. Der Friede von BreſtLitowsk zwiſchen
den deutſchen Generalen und den vVolſchewiki ſei auch in dem
kriegsmüden Rußland als eine Schmach und Erniedrigung empfun-
den worden. Auch aus dem eigenen Lager der Bolſchewiki wur
den Stimmen laut für einen revolutionären Krieg gegen Deutſch
land. Es gelang Lenin und Trotzky für eine Zeit die Mißſtim
mung z dämpfen.

eiter ſagt das Blatt, es ſei wohl richtig, daß die bolſche
wiſtiſchen Intereſſen mit den deutſchen ſo verbunden ſeien daß
ein Aufſtand gegen Deutſchland zum Kampf gegen die Bolſchwiki
führen müſſe. ſei es auch gekommen. Es ſei die Revolution
gegen Deutſchland, die in Moskau aufgeflammt iſt. Berlin ſpreche
die e aus, daß es Lenin gelingen wird, ſie niederzuwerfen.
Deulſchland hätte es vielleicht ſchwer, direkt einzugreifen. Seiner
Kümmerniſſe ſeien viele: die Weſtfront, der Rückzug der Oeſter
reicher und der Aufruhr in der Ukraine. Lenin müſſe alſo bis
auf weiteres Deutſchlands h in Rußland kämpfen. Aber
ſollten ſich die revolutionären Kräfte zu ſtark erweiſen, ſo müßte
wohl zum Schluß Deutſchlands eigenes Schwert auch gegen ſie
eprüft werden. Sollte Lenin Deutſchland in Rußland nicht retten
önnen, ſo könnten vielleicht die deutſchen Bajonette Lenin retten.

Aber es gäbe vielleicht auch ein Drittes.
Es wäre ein Wunder geweſen, wenn der Stockholmer Social-

demokraten nicht auch in Rußland die Partei der Kriegshegter
ergriffen hätte.

Zur Lage in Rußland.
Die Erſchießung des Weriljew ſollte gerächt werden.

Stockholm, 11. Juli. Die auf ein ſeitens des vVolſchewiki-
tribunals erlaſſenen Todesurteile gegen den Führer der Menſche
wili Weriljew erfolgte Vollſtrecung dieſes Urteils wird in gut
unterrichteten Kreiſen als das eigentliche Zeichen zum offenen
Kampf zwiſchen den Bolſchewiki Menſchewiki angeſehen. Der
BolſchewikiRegierung wurde gedroht, daß der Tod Weriljews ge
rächt wird. Die Bolſchewiki haben geantwortet, daß den Tod eines
Bolſchewiſten hundert Menſchewiki zahlen werden. Die Menſchewikit
ſchloſſen ſich nach dieſer Antwort den Sozialrevolutionären an und
machen jetzt mit dieſen gemeinſame Sache. Zwiſchen den beiden
Lagern entſtand ein offener Kampf in dem zwar die Bolſchewiki
als Sieger hervorgegangen ſind, ſich aber infolge der drohenden
Haltung der Bauern, die von den Sozialrevolutionären aufgeſtachelt
werden, wohl kaum lange werden halten können.

Weitere Todesurteile des VPolkstribunals.
Stockholm, 11. Juli. Nachdem der Kapitän Schtſchanny

durch das Volkstribunal zum Tode verurteilt und das Urteil binnen
24 Stunden vollſtreckt worden iſt, erwartet man weitere 6 Todes-
urteile in den Verhandlungen gegen Alekrinſki, gegen Spiro,
gegen einige Miniſter des Zarenregime, gegen Blum, gegen
16 Provokateure und gegen die Gebrüder Sutoslarſki. Allen
dieſen Perſonen wird zur Laſt gelegt, daß ſie gegen den revolu-
tionären Staat eine Verſchwörung angezettelt hatten.

Sawinko geflüchtet.
Stockholwm, 11. Juli. (Telunion.) Der nach der Ermordung des

Grafen Mirbach als der eigentliche Anſtifter geſuchte frühere Kriegs
miniſter Sawinkow iſt, beſtimmten Nachrichten zufolge, mit dem
franzöſiſchen Botſchafter Noulens einige Tage vor dem Morde
nach Wologda abgereiſt. Auf die Ergreifung Sawinkows wurde eine
große Summe ausgeſetzt. Sawinkow befand ſich bis vor kurzem
im Auslande und iſt, nächdem der direkte Verkehr zwiſchen Stock
holm und Petersburg auf dem Waſſerwege eingeführt iſt, wieder
nach Rußland zurückgekehrt.

Die ruſſiſche Sowjetkongreß für die
Sowjetregierung.

Moskau, 9. Juli. Amtlich. (Meldung der Petersburger Tele-
graphenAgentur.) Am 4. Juli wurde auf dem ruſſiſchen Sowjetkongreß
von der Mehrheit mit über 35 Stimmen die J heit mit der aus
ländiſchen Politik des Sowjeis der Volkskommiſſare gusgeſprochen, wo
durch zugleich der Prokeſt gegen eine Erneuerung des Krieges mit
Deutſchland zum Ausdruck gelangte. Die linke ſozialrevolntionäre
Partei machte, geſtützt auf die einige Tage vorher aus Noworoſſijſk nach
Moskau eingetroffene Abteilung Matroſen von 1000 Mann, welche ſich
geweigert hatte, die ihnen anvertrauten h nach Sewaſtopol
u führen und ſtatt deſſen dieſe Schiffe bei Roworoſſijſk verſenkte, einen
erſuch eines bewaffneten Aufſtandes, wozu das Signal die Ermordung

des deutſchen Botſchafters durch die Mitglieder der linken ſozial
revolutionäre Partei Andrejew und Blumkin diente. Bewaffnete
Abteilungen der ſozialrevolutionären Partei beſetzten plötzlich die Poſt
und den Telegraphen, verhafteten den Vorſitzenden des Moskauer Sow-
e Smidowitſch, den Vertreter des Volkskommiſſars des Jnnern

atis und den Vorſitzenden der außerordentlichen Kommiſſion des
r mit der Gegenrevolution Dſcherſchinski. Der Sowjet
der Volkskommiſſare ſandte im Laufe des 6. und 7. Juli an die Arbeiter
und die Moskauer Garniſon einen Aufruf um Unterſtützung des Sowjets
von ganz Rußland. Der Aufſtand warde vollkommen und
einige Hundert der noch am Leben gebliebenen Auffländiſchen ver

Es iſt eine beſondere Unterſuchungskommiſſion unter dem Vor
itz des Volkskommiſſars der Juſtiz Stutſchka errichtet worden. Die
ommiſſion legte klar, daß die linke ſozialrevolutionäre Partei, welche nur

während der Dauer von zwei Stunden den Telegraph in den Händen
hatte, auf kelegraphiſchem Wege in Petrograd und Tula einen Aufſtand
hervorzurufen verſuchte und wunderliche Gerüchte über die Beziehungen
der Sowjetregierung zu den Deutſchen verbreitete, die imſtande waren,
das Volksgemüt J Auf r der Sowjets war die
e in der Minderzahl vertreten, jedoch wäre die Sowjet
regierung zweifellos geſtürzt worden, falls es möglich geweſen wäre,
einen Erfolg zu erzielen
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Di r ber französſtſchene Steſogieliſten
La France Libre freie das der40 die u e 2 undCompereMorell eben hat am 1. d erſcheinen laſſen. Jn ſeinem Programmar das Blatt

einen „Frieden des Rechts durch den Sieg, die
Lothringens und die ung eines Völkerbundes“. Das Bla
ſchreibt: „Durch und d z (foncièrement r
aber auch darauf bedacht, die Völker zu bringen, ein beſſeres
Verſtändnis für den Geiſt der Solidarit a e werden wir
alles tun, um ſie von der woſten Notwendigkeit überzeugendie Zukunft und die Größe des Vaterlandes zu ſigern

der ganzen Leidenſchaft, deren wir fähig ſind, rufen wir unſeren
Regierenden zu: Man muß wird Frankreich es euch
nie verzeihen! Und wir rufen unſeren Parteigenoſſen ſowie
unſeren in den Gewer n die ſchönen Worte eines
alten Rebellen ins is: Vaterland her das Leben!
Frankreich über alles! oder der Tod!“

Die franzöſiſchen Giſenbahner
und die Kriegspolitik.

Am 29. Juni trat in Paris der Kongreß der öſtſchen Eiſen
bahner Art um ſich mit der e des
(C. G. zum Kriege und mit Lohnfragen zu Eswaren 329 Delegierte anweſend, die 146 956 organiſierte Arbeiter ver
traten. Infolge der Bewegung für Teuerungszulagen war die Zahl der
im Laufe des t gewonnenen neuen Mitglieder recht er
hebli ſie betrug 75 000.

ie Oppoſition gegen die patriotiſche Leitung des Gewerkſchaſts
bundes war ziemlich ſtark. Der erſte Redner Gauthier klagte über
die kriegsfreundliche Haltung des Bundes und brandmarkte im
perialiſtſſchen Ziele, die in Frankreich verbreitet werden, ſowie die
Unterdrückungsmaßnahmen der Regierung. Er ſchloß ſeine Rede mit
dem Vorleſen eines Antrages, der die r des Bundes verurteilte
und einen Verſtändigungsfrieden villigte. Der D rte
Canonle tadelte den Bund, weil dieſer nichts tat, als den Eiſen
bahnern das Verſammlungsrecht genommen wurde. Im ſelben Sinne
ſprach Berthelot, der dic Regierungsfreundlichkeit der Sewerk-
ſchaften aufs ſchärfſte mißbilligte. Nachdem noch mehrere Delegierte für
eine Rückkehr zur revolutionären Taktik geſprochen hatten, ergri dieAnhänger der Mehrheit das Wort und wieſen auf die wi ichen

Vorteile hin, die die Taktik des Gewerkſchaftsbundes den Arbeitern ge
bracht habe. Und da auch keiner der heitler eine Niederlage
Frankreichs wünſche, ſo bleibe nichts andres übrig, als die e
zu unterſtützen. Der i zwiſ Mehrheit und Minderheit ſe
bereits auf dem allgemeinen Gewerkſchaftskongreß von ClermontFer
rand durch die Annahme eines Kompromißantrages beigelegt worden.
Der Hauptredner der Mehrheit, der Sektetär der Eiſenbahner Bide-
garry, beantragte deshalb die n des Beſchluſſes von Cler
montFerrand durch die Eiſenbahner. Gegen Bigarry ſprach Ron-
moufſſau, der eine proletariſch-repolutionäre Aktion und die Wieder
einberufung der Internationale zum Zwecke der Beendigung des Krieges
perlangte und einen in dieſem Sinne abgefaßten Antrag vorlegte. Noch
Iängerer und zum Teile aufgeregter Auseinanderſetzung wurde der An
trag Bidegarrys mit 106 710 gegen 49 458 Stimmen angenommen. Die
Minderheit ſcharte ſich um den Antrag Monmouſſaus.

Der Beſchluß von Clermont-Ferrand iſt eine Umſchreibung der
Reden Woodrow Wilſons. J enthält er die Forderung, daß
die franzöſiſche Regierung die egsziele veröffentliche, was aber bis
jetzt nicht geſchehen iſt.

Das Rieſengrab der Woldau.
ien, 11. Die meldet aus die une ige Reneſtares ſchreibt über die Verhandlungen im

Reichstag zur enenfrage. Für fnhFälle habe Rumänien keine Entſchuidigung. Zur Verkeidigung
müſſe aber geſagt werden, daß die nicht infolge einer beſonderen böſen b t, ſondern die Folge der geſamten
Zuſtände in der Moldau während des kritiſchen ters 1916
waren. Jn dieſem furchtbaren Winter litten nicht nur die Sol
daten in der Moldau, e alle Welt. Truppen wie 2
nicht nur Gefangene. rumäniſche Regimenter, die
mehr als die Hälfte ihrer Aktivſtärke verloxen. Jnfolge
der m Wohnungen traten r 1 und Rückf
auf. Von den Truppen ſtarben mehr als 60000 Mann in den
Spitälern. Von Zivil und Militär ſind in den Spitälern und
Lazaretten insgeſamt mehr als 400 000 Menſchen geſtorben. DieJahr der überhaupt Zugrundegegangenen wurde auf 600 000

ſchäzt. Jn Jaſſy allein ſtarben in einem einzigen Spital 80
Menſchen täglich. Die Toten wurden unter das fenund die Leichen am Morgen weggeſchafft, wo ſie e
Stadt tagelang unbeerdigt liegen blieben. r Leideng e igenen dürfte man alſo nicht das rumäniſche Volk be

uldigen.

Der amerikaniſche Senat
Amerikas Geheimpol

Wie bereits berichtet wurde, hat Senator Borah im gmerika-
niſchen Senat den Antrag gen daß von nun ab die Senatsbero
tungen über abzuſchließende Verträge der Vereinigten Staaten öffent
lich ſtattfinden, wenn nicht eine Vierfünftelmajorität Geheimberatung
verlangt. Auf Grund der amerikaniſchen Verfa wurden bisher
Abmachungen der Vereinigten Staaten mit auswärtigen Mächten im
Senat geheim behandelt. Senator Borah Du Antrag auf
die bekannten Aeußerungen des Präſidenten n in ſeinen Bot
ſchaften an den Songreb in denen Wilſon von öffentlichen Verträ
gen ſprach, die öffentlich zur Sprache werden müſſen.

Senator Fall, der die Vorlage unterſtützte, ſagte: re
gibt es unvergleichlich mehr Heimlichkeiten in den diplo
matiſchen Verhandlungen unſeres Landes, als zu er Zeit un
ſerer Geſchichte. Wir ſind alle mit dem Namen des Houſe ver
traut, der anſcheinend dem Kriegsrat in Verſailles deigewohnt hat er
ſoll aber angeblich in die Vereinigten Staaten zurückgekehrt ſein. Dies
alles beſagt, daß unſere auswärtigen A nicht von den
Beamten geführt werden, die dafür in der ung vorgeſehen ſi

Die Anträge Borahs haben zu einem politiſchen Kampf hrt,
in den Präſident Wilſon m Offenen Brief an S tär
Lanſing eingreifen mußte. lſon erklärte, diplomatiſche Verhandlun

en müßten geheim geführt werden, um ſie vor äußeren Eingriffen und
örungen zu ſchützen. Wilſon wandte ſich entſchieden gegen An

ſenägen e ſetzte ſchließlich, allerdings mit geringer Majorität, deſ
en Fall durch.

lands lands in deru

Armſterdam, 11. Juli. In einer Rede in Leeds ſagte Sir ThomMackenzie, der als Vertreter r der Reiche enz
beigewohnt hat: Das britiſche und Südamerika d jetzt
einen Ueberſchuß an Wolle hervor. Deutſchland habe ſeine Wollindu

egen

ſtrie in hohem Maße entwickelt, erzeuge jedoch mit Oeſterreich m
men nur 1 a der Wollproduktion der Welt; ſei alſo darin völlig
vom britiſchen Reich abhängig. Darum f
Wollarten den Briten und den übrigen vorzub und
Deutſchland davon nichts zu liefern, das würde dieſen Zweig der deut
ſchen Induſtrie ſicher zum Abſterben bringen.

Wieder eine engliſche Verletzung neutralen Sebietes.
Haag, 11. Juli. Das Korreſpondenzbureau meldet amtlich Das

Miniſterium für Auswärtige Angelegenheiten teilt mit, daß am
22. Juni um 11.40 Uhr vormittags bei Ouderſchans Gemeinde üchſe nSluis) zwei Bomben abgeworfen wurden. wurde eine e Wie W bewaffnete Einrichtung verſchwunden iſt u die
verwundet und Sachſchaden

Deutſcher Heeresbericht vom 11. Juli.
wib. Großes Hauptquartier, den 11. Juli. (Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rappyreht.

T mäßige Gefechtstätigkeit, die am Abend vielfach auf
lebte. Nächtliche Erkundungsgefechte. Ein ſtärkerer Vorſtoß des
Feindes nordöſtlich von Bethune wurde abgewieſen.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Lebhafte Fenertätigkeit zwiſchen Rinne und Marae. Er

neute Teilangriffe, die der Feind aus bem Walde von Villers
it Cotterets heraus führte, drückten unſere Poſten in den

Saviered Grund zurück.
Von einem Geſchwader von ſechs amerikaniſchen Flugzengen,

die Koblengz anugreifen wollten, fielen fünf Fluggenge in unſere
Hand. Die Veſatzungen wurden gefangen.

Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

Bombenſcherben hat ergeben, daß die Bomben britiſchen Fabri-
kates waren. Der Niederländiſche Geſandte in London wurde des
halb beauftragt, bei der britiſchen Regierung nachdrücklich gegen
dieſe neuerliche Verletzung des neutralen ietes, wobei beinahe

n r.ni ändi ierung auszuſpr diebritiſche Regierung den en vergüten werde.

Kriegsallerlei.
Paris, 11. Juli. (Hapas.) Der Kaſſationshof hat die Rechts

t der in dem Bonnet-Rouge- Prozeß Verurxrteilten ab
gewieſen.

Moaskan, 9. Juli. Nach einer amtlichen Meldung der
d die rder des Grafen Mirbach die Mitglieder der linken

ozialrevolutionären Partei Andrejew und Blumkin.
Amſterdam, 11. Juli. Reuter berichtet aus Johannesburg:

Drei internationale ſind hier verhaftet worden, unter
ihnen befinden ſich zwei bekannte Perſönlichkeiten. Jhr Erſuchen,
Wirkung einer Bürgſchaft freigelaſſen zu werden, würde
verweigert.

Die abgeſchobene Wahlrechtsvorlage.
Das preußiſche Heerenhaus erledigte am Donnerstag die

allgemeine Beratung über den Hau
noch eine kleine Steuerdebatte mit den üblichen Sorgen um
das Monopol der Bundesſtaaten auf die direkten Steuern.
Miniſter Hergt beſchwichtigte ſie und ſprach über die uner-
läßliche Notwendigkeit, den Rieſenbedarf des Reichs zu decken.
Auf Kriegsentſchädigung, ſo gern er ſie auch ſähe, will er ſich
dabei lieber nicht verloſſen.

Die Wahlrechtsvorlage wurde ohne jede Debatte, die mon
nach den Andeutungen der Fraktionsführer erwarten durfte,
an einen Ausſchuß von 21 Mitgliedern verwieſen, wo nun
die weitere Verſchandelung der Regierungsvorloge unter Aus
ſchluß der Oeffentlichkeit vor ſich gehen kann.

Freitag vormittag hält das Herrenhaus eine geheime
Sitzung ab, die ſich mit dem Ausſchluſſe des Fürſten Lichnowjky
beſchäftigen wird. Es vaſt der See

Politiſche Veberſicht.
Deutſches Reich.

Feldgraue und Bolksvertreter.
Wiederholt iſt im Reichstag auf die Schwierigkeiten hingewieſen,

die unſern Feldgrauen im Verkehr mit den Reichstagsabgeordneten
bereitet werden. Da die Klagen über die Verbote des Verkehrs

wiſchen Soldaten und Abgeordneten bei den äußeren
ilitärbehörden kein 7 efunden haben, ſo iſt jetzt im Reichs

von Vertretern der Fortſchrittlichen Volkspartei, der Rational-
liberalen, der Sozialdemokraten und des Zentrums (Dr. Müller
Meiningen, Held, Stücklen, Dr. Wirth) folgende kleine Anfrage
h e Gidun 12. Juni 1918 wurde ſeiten derr g am ni wurde vonMilitärverwal ausgeſprochen, daß ein „allgemeines Verbot

des Verkehrs zwiſchen An t des Heeres und den Ab
geordneten des Reichstags n ich t beſtehe. Trotzdem beſteht die all
gemeine Klage im Heere, daß völlige Unklarheit über die ſichere
Gewährleiſtung des im Jntereſſe des Durchhaltens abſolut not
wendigen loyalen Verkehrs zwiſchen Angehörigen der Armee und
den Vertretern des ganzen deutſchen Volkes in militäriſchen An
gelegenheiten beſteht und daß dieſer Verkehr immer noch von
vielen militäriſchen Stellen mit kriminellen und diſgziplinariſchen
Strafen bedroht wird. Was gedenkt der Herr Reichskanzler zu
tun, um dieſes Recht von Offizieren und Mannſchaften gegen
die Uebergriffe kurzſichtiger Vorgeſetzter zu ſichern

OeſterreichAngarn.
Die ungariſche Wahlreform.

Badapeſt, 11. Juli. Die Geſetzvorlage über die Wahl
reform wurde im Abgeordnetenhauſe mit großer Mehrheit für
die Grundlage der Einzelberatungen angenommen.

Dänemark.
Demonſtrationen gegen Soldatenmißhandlungen.

Verſchiedene Soldatenmißhandlungen im Heere und in der
Marine, die in S Fällen mit Selb en aendigten, haben in Kopenhagen zu r monſtrationen Ver
anlaſſung ben. Beſonders hoch iſt die Erbitterung in Arbei-terkreiſen n wegen eines in dieſen Tagen verübten Selbſt

mordes eines Matroſen der däniſchen Flotte der von ſeinen Vor
ten zu Unrecht des Diebſtahls beſchuldigt und wie lt2 be kommni teten

und S wurde. Dieſe traurigen
onders die Syndikaliſten ausnutzen wollen. Sie veranſt

einen großen Straßenumzug, an dem über 3000 Perſonen teil
nahmen, und wollten vor die Wohnung eines der We

dieſes Matroſen ziehen, um dort ihrem Unwillen Aus
d zu Einem großen Aufgebot der Polizei gelang es
aber, die onſtrierenden auseinanderzutreiben, wobei es mehr-fach zu Tätlichkeiten kam. Vom ſozialdemokratiſchen Jugendver
band Dänemarks wurde ebenfalls eine große, von über Per

s iem Himmel veran
nſprachen hielten und ſich ſcharf gegen die

lungen wendeten. Die Verſammlung loß eine Reſolution,
die die Offiziere und das Syſtem, die die Verantwortung für die
letzten Soldatenſelbſtmorde tragen, verdammt. Die Arbeiterklaſſee r den Militarismuns
und die ganze Reutralitätswache entlaſſen werden. Auch im
däniſchen Parlament werden dieſe Vorkommniſſe zur Sprache

da von radikaler wie von ſozialdemokratiſcher Seite an
ven Anfragen in dieſer Sache gerichtet
worden ſind.

h c u i4in allen l v werden erſt ver

ltplan. Es gab nur

et in der ehe che Grieß.

Aus der Partei.
Helma Steinbach f.

wir dem Hamburger Echo entnehmen, iſt am Sonntag die
Genoſſin Helma Steinbach in einem nen Ort bei Lauenburg,wo ſie wie alljährlich einige Wochen Erholung ſuchte, einem Schlag
anfall erlegen. Der d dem Leben e Frau, die mit un
vergleichlicher Treue und Hingebung für die Sache des Proletariats
wirkte und zu kämpfen wußte, ein Ziel geſetzt. In der Partei und
in der r at ſie mit unermüdlichem Eifererfolgreich gewirkt. Die werktätige Bevölkerung, beſonders die

rauen, verlieren in ihr eine Vorkämpferin, der ein dauerndes
ehrendes Gedenken ſicher iſt.

Soziales.
Richtlinien der künftigen Sozialpolitik.

Auf einer im Monat in Wien ſtattgefundenen Ta
der Wirtſchaftsverdände von Oefſterreich, chland und Ungarn
nach Referaten der Herren Dr. v. Klein (Wien) und Dr. Manes

erlin) die zukünftige Sozialpolitik die Meinung wie folgt zu
1. S Friedenswerk der Sozialpolitik von Deutſchland, Oeſter

und Ungarn hat ſich auch im Kriege als eine ſo ſtarke Stütze er
wieſen, daß ein Stillſtand oder eine grundſätzliche Aenderung der So
zialpolitik nicht in Betracht kommen kanmm.

2. In der Fürſorge für Kriegsbeſchädigte und Hinterbliebene von
Kriegsteilnehmern iſt in Deutſchland, erreich und Ungarn ein mög
lichſt weitgehendes gleichmäßiges Vorgehen

8. Die nach dem Kriege mehr als je dringende Notwendigkeit mög
lichſt geſteigerter macht außer der Wiederherſtellung
der rend des Krieges rkſam gewordenen oder eingeſchränkten
ſozialpolitiſchen Einrichtungen eine fortgeſetzte Fürſorge für Geſundheit,
Tüchtigkeit und Wohlfahrt der Arbeiterſchaft erforderlich, um ihre dau-
ernde Arbeitskraft zu ſichern und ihre Arbeitsfreudigkeit zu ſteigern

4. Die künftige Sozialpolitik Deutſchlands, Oeſterreichs und Un-
garns ſoll, ſoweit es die Rü auf die Produktion ſowie die ſonſtigen
wirtſchaftlichen und finanziellen Verhältniſſe jeweils ermöglichen, in
Anlehnung an die bisher mit Erfolg betätigten ſozialpolitiſchen Grund-
ſätze und Jiele auf den Bahnen fortgeführt werden, die ſich als für das
Gemeinwohl nützlich dewährt haben.

5. Ein ſeitiges Annähern der in den drei Ländern vorhan-
denen Sozia und einrichtungen, namentlich auch in bezug auf
die r r die Sozialverſicherung und die mit ihr verbun
dene Sorge für die Volksgeſundheit iſt geboten und unter Wahrung be
n Beſonderheiten in jeder Weiſe zu fördern und diesbezügliche

eſtimmungen in die beſtehenden Vereinbarungen über das Wirt-

u Krieg twendig, dehahrungen des es es notwendi ufsmöglichſter Erhaltung und Entfaltung de Behr. und Arbeitskraft der

drei Länder die Wanderbewegung und Wanderge ung ſowie die
Verhältniſſe des Arbeitsmarktes in einer allen gten Intereſſen
entſprechenden Weiſe einverſtändlich zu tegeln.

7. Um in der Kranken und rſicherung eine gleich
zu erzielen und um die in einem Lande erworbe

nen ſicherungsanwortſchaften bei Be in einem der übri-

8. Es iſt anzuſtreben, daß in die von Deutſchland, Oeſterreich und
Ungarn mit den feindlichen Staaten abzuſchſießenden Friedensverträge
die Beſtimmung aufgenommen werde,
der Sozialge und insbeſondere der Sozialverſicherung den

einmütig für die Aufnahme von ſozialpoli
tiſchen Mindeſtforderungen eintreten zu können.

Das Internationale Arbeitsamt in Baſel.
Am 189. Juni tagte die Schweizeriſche Vereinigung zur Förde-

rung des Jnternationalen Arbeiterſchutzes in Bern, i National-
rat Feigenwinter (Vaſel) mitteilte, das Jnternationale
Arbeitsamt in Baſel durch den Krieg in Mitleidenſchaft gezogen
worden ſei, indem mehrere Staaten und Landesſekretäre ihre Bei-
träge nicht mehr zahlen. Der ſchweizeriſche Bundesrat ſowie die
ſchweizeriſche Vereinigung habe jedoch Anſtrengungen gemacht, der
Rot des Arbeitsamtes abzuhelfen.

Arbeitslofenfürſorge in der Schweig.
J. K. Der vom Bundesrat eingeſetzte Arbeitsloſenfürſorgeaus-

ſchuß kürzlich folgende Vorſchläge angenommen: Die Fürſorge be
grbt ch auf die Lohnarbeiter privater gewerblicher Unterne en,e einen Zeit oder Stücklohn bis zu 14 4. täglich verdienen. Iſt eine

Betriebsein ſchränkung De ſo ſoll der Unternehmer nicht zu Arbeiter
entlaffungen, ſondern zur rbeitszeitkürzung greifen. Beträgt die Ar
deitszeitkürzung höchſtens 5 Stunden wöchentlich oder 10 Prozent der
normalen Arbeitszeit, ſo iſt der Unternehmer nicht verpflichtet, die Ar
beiter für die verlorene Arbeitszeit ſchadlos zu halten. Beträgt
die Kürzung bis 60 Prozent der üblichen Arbeitszeit, ſo zahſt der
nehmer neben dem normalen Lohn für die gel Arbeit einen Zu
ſchlag, der zuſammen mit dem Lohne höchſtens 90 Prozent des nor
malen Arbeitslohnes ausmacht. Beläuft ſich die Kürzung der Arbeits.
zeit auf über 60 Prozent oder wird der Betrieb ganz eingeſtellt, ſo wird
die Vergütung an die Arbeiter für die arbeitsloſe Zeit zu einem Dri
vom Unternehmer, zu einem Drittel vom Wohnfitzkanton des Ar-
beiters und zu einem Drittel vom Bunde bezahlt. Der Arbeiter
iſt jedoch inzwiſchen verpflichtet, zugewieſene angemeſſene Arbeit anzu
nehmen, ſonſt verfällt der Anſpruch auf Fürſorge. Streitfälle werden
von einem Schiedsgericht, beſtehend aus drei Unparteiiſchen und je zwei
Vertretern der Arbeiter und der Unternehmer entſchieden.

Gewerkſchaftliches.
Einigung im Metallarbeiterſtreik in Winterthur.

J. K. Der große Metallarbeiterſtreik in Winter-
thur wurde durch Einigung beendet. Die Unternehmer gewähren
eine a e von einem Franken für jede Lohnperiode
und erhöhten die Akkordlöhne um 5 Prozent, die Stundenlöhne um
6 Rappen.

Aus aller Welt.
Zwei Bergleute getötet. Auf der Zeche Mulde in Hön

trop wurden, wie aus Bochum gemeldet wird, zwei Bergleute
verſchüttet und getötet.
e

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Von Sonnabend an d 207 des Warenbezugs

h 8--1 Uhr Nr. 63 501 bisKirſchen. Sonnabend, vormittags von r Nr.67 000 der Lebensmittelſcheine in der Talamtſchule. Jede
T Pfund gegen Abſchnitt 206 des Warenbezugs-
17.

Sonnabend von 2 Ah
lkerei

S
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Die preußiſche Verfaſſung

III. Der Geſetzentwurf über die Wahlen zum
e Abgeordnetenhauſe.

Nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes iſt wahl
bewechtigt jeder Preuße, der mindeſtens 25 Jahre alt und feit

drei Jahren ſtant ehörig iſt, in der preußiſchen
inde, in der er ſeit zwei ren ſeinen Wohnſitz oder

Aufenthalt hat. Jn Gemeinden, die in mehrere Wahlbezirke
geteilt ſind, tritt der Wahlbezirk an die Stelle der Gemeinden.

Auisgeſchloſſen von der Wahlbeteiligung ſind neben den
jenigen Perſonen, die entmündigt oder im Konkurs ſind, oder
Armenunterſtützung ans öffentlichen Mitteln während des
letzten Jahres erhalten haben, auch diejenigen, die zum Ver-
luſt der bürgerlichen Ehrenrechte oder wegen eines Verbre-
chens oder eines Vergehens, das die Aberkennung der bürger
lichen Ehrenrechte zur Folge haben kann, zu einer Gefängnis-
ſtrafe von mindeſtens ſechs Monaten rechtskräftig verurteilt
worden ſind. Der Ausſchluß dauert bis zum Ablauf von fünf
Jahren ſeit dem Tage, an dem die Strafe verbüßt, verjährt
oder erbaſſen iſt, falls nicht der Verluſt der bürgerlichen
Ehrenrechte auf eine längere Dauer ausgeſprochen iſt. Ferner

kein Wahlrecht diejenigen, die bei Abſchluß der Wähler
iſten trotz rechtzeitiger Mahnung die für die beiden letzten

Rechnungsſahre fälligen und nicht geſtundeten direkten Staats
oder Gemeindeſtenern ganz oder teilweiſe nicht bezahlt haben.

Das Wahkfrecht ſelbſt iſt wie folgt geregelt: Neben der
Grundſtimme, die jeder Wähler hat, erhält je eine Zuſatz-
ſtrmme:

1. wer mindeſtens 50 Jahre alt iſt,
2. wer entweder
a) in Land oder Forſtwirtſchaft, Gärtnerei, Fiſcherei,

Bergbau, Jnduſtrie, Gewerbe, Handwerk, Handel, Ver
kehr oder in freien Berufen ſelbſtändig oder als leiten-
der Beamter oder ſonſtiger Geſchäftsleiter, vom voll
endeten 25. Lebensjahre an gerechnet, ſeit mindeſtens
einem Jahre tätig iſt oder mindeſtens 20 Jahre tätig
geweſen iſt, oder

b) wer mehr als 10 Jahre einſchließlich der Militär
dienſtzeit vom vollendeten 25. Lebensjahr an gerechnet,
im Reichs, Staats Kommunal, Kirchen oder Schul
dienſt hauptamtlich tätig iſt oder geweſen iſt und nicht
ſtraf-, ehren- oder diſziplinargerichtlich aus dem Amte
entfernt worden iſt, oder

c) wer mehr als 10 Jchre, vom vollendeten 25. Lebens-
jahre an gerechnet, in einer deutſchen Körperſchaft des
öffentlichen Rechts oder in ihrer Vertretung oder Ver
waltung ehrenamtlich oder als feſt angeſtellter Be
amter tätig iſt oder geweſen iſt und nicht ſtraf, ehren
oder diſziplinargerichtlich aus dem Amte entfernt wor
den iſt, oder

d) wer mehr als 10 Jahre vom vollendeten 25. Lebens
jahre an gerechnet in Land oder Forſtwirtſchaft,
Gärtnerei, Fiſcherei, Bergbau, Jnduſtrie, Gewerbe,
Handwerk, Handel, Verkehr, im öffentlichen Dienſte
oder in freien Berufen als nicht leitender Angeſtellter
in gehobener Stelle tätig iſt. Als ſolche gelten alle
Angeſtellten im Sinne des Reichsverſicherungsgeſetzes
für Angeſtellte ohne Rückſicht auf die in diefem Geſe
feſtgefetzte Gehaltsgrenze, vder endlich

e) wer mehr als 10 Jahre, vom 25. Lebensjahre an ge-
rechnet, in öffentlichen gemeindlichen oder privaten
Betrieben als Auffeher, Vorarbeiter oder Rotten-
führer tätig iſt und regelmäßig die Aufſicht über min-
deſtens fünf Arbeiter führt.

Wählerſiſten.

Die Wahl der n 7mittelbar, ſondern d Wählbar jeder Preuße,
der mindeſtens 30 Jahre alt, ſeit mindeſtens drei Jahren
ſtaatsangehörig und nicht von der Wahlberechtigung aus
geſchloſſen iſt.

Die Wahl iſt geheim. Gewählt wird mit verdeckten
Stimmzetteln. Abweſende können ſich weder vertreten laſſen
noch ſonſt an der Wahl deteiligen. Jeder Wähler muß ſo
viel Stimmzettel abgeben, als ihm Stimmen zuſtehen.

Erntſcheidend iſt, abgeſehen von den Fällen, in denen die
Verhältniswahl ſtattfindet, die abſolute Mehrheit.

Bei Abgrenzung der Wahlbezirke und Verteilung der

e auf ſie r be r undFlächenausdehnung auch die ichtliche und wirtſchaftliBedeutung berückſichtigt J Jm übrigen bleiben
Wahlbezirke und die Verteilung der Abgeordneten im weſent
lichen unverändert, da abgeſehen von der Beſtimmung, daß
das Geſetz über die Erweiterung des Stadtkreiſes Eſſen und
Oberhauſen und der zum Landkreiſe Eſſen gehörige Stadt-
kreis Verden aufgehoben wird, nur beſtimmt wird, daß, wenn
auf die Abgeordnetenſtelle eines Wahlbezirks nach der letzten
allgemeinen Voſſkszählung mehr als 250 000 Einwohner ent
fallen, bei der nächſten allgemeinen Wahl für je weitere volle
oder angefangene 25 000 Einwohner ein Abgeordneter hinzu
tritt. Vorläufig erhalten je einen neuen Abgeordneten die
Kreiſe Teltow-Beeskow-Storkow, Charlottenburg, Nerkölln-
Schöneberg, TarnowitzBeuthen, Kattotvitz-Hindenburg, Kiel-
Neumünſter, Bochum, Gelſenkirchen, Köln, Duisburg-Ober-
hauſen, Stadt Eſſen, Mühlheim a. d. Ruhr.

Was die Einführung der Verhältniswahl betrifft, fo
werden zu dieſem Zweck folgende Kreiſe miteinander ver
bunden:

Danzig 3 und 4.
Poſen 1, 2 und 7.
Poſen 3 und A.
Poſen 5 und 6.
Poſen 8 und H.
Bromberg 3, 4 und S.

Jn dieſen Kreifen ſind die Abgeordneten auf Grund der
Verhältniswahl zu wählen.

Von großer Wirkſamkeit iſt die Beſtimmung, daß die Ab
grenzung der Wahlbezirke und die Verteilung der Abgeord
neten auf ſie durch Geſetz nur dann geändert werden kann,
wenn in jeder der beiden Kammern eine Mehrheit von drei
Vierteln vorhanden iſt.

Schließlich kommen noch als Uebergangsbeſtimmungen
für Kriegsteilnehmer in Betracht:

1. Für die erſte Wahl auf Grund des neuen Geſetzes iſt
der zweijährige Wohnſitz oder Aufenthalt in der Ge
meinde oder dem Wahlbezirk nicht Vorausſetzung der
Berechtigung.

2. Bei den Friſten, die für die Zuſatzſtimme vorhanden
ſind, gilt der Kriegsdienſt nicht als Unterkrechung der
Tätigkeit, an die die Zuſatzſtimme geklnüpft jſt.

3. Für die beiden erſten allgemeinen Wahlen noch Jn
reten des neuen Geſetzes und die bis zu ihrer Er

ledigung eintretenden Erſatzwahlen erhalten dre Krieus
teilnehmer die Zuſatzſtimme auch dann, wenn die
Vorausſetzungen bei Beginn ihrer Kriegsteilnehmer-
ſchaft vorlagen.

Berbandstag der Schuhmacher.
Würzburg, 8. Juli.

Anweſenheit von 38 Delegierten, Bezirksleitern und Vorſtands
gliedern wurde der Verbandslag &77 vormittag vom Verbandslrenen Reichstagsabgeordneten SimonNü erö Die

Generalkommiſſion vertritt SilberſchmidtBerlin, die öſterreichiſche Bru
derorganiſation Möller-Wien. Als Vorſitzende wurden Simon und
Weiſe Dresden beſtimmt.

N den üblichen Begrüßungsanſprachen und in von
Kommiſſionen erſtattete Simon den Vorſtandsbericht. Er be
tonte, der Vorſtand habe in den beiden Berichtsjahren eine Fülle von
Arbeit geleiſtet, wie ſelten in einer n Der aufgebrach-
ten Mühe entſprach aber auch der Erfolg. Der Abſchluß der Reichstarifverträge für r und d Zivilſchuhwerk habe große
Arbeit beanſprucht. Durch dieſe Tarifverträge hätten wohl Kollegen in
Orten, wo es der Organiſation bereits gelungen war, beſſere Arbeits
verhältnifſe zu ſchaffen, keine weſentliche Lohnerhöhung erhalten, andere
aber eine ganz bedeutende Erhöhung. Die Lohnerhöhung betrage 10
bis 150 Proz. Der Vorſtand glaube, durch die nnalw des Tarifs
den Kollegen einen großen Dienſt erwieſen zu e er Redner be
ſprach eingehend einzelne Beſtimmungen der Verträge und ihre Wir-kungen. Es müſſe verſucht werden, das Erzielte an für den Frieden

hochzuhalten. ach Ueberwachungsausſchuſſes der
Schuhinduſtrie mit dem die Tarife abgeſchloſſen ſind werde die
Organiſation alles tun, um die Unternehmer zu zwingen, die Verein-
barungen weiter einzuhalten. Wenn auch erwünſcht geweſen wäre, die
ſende höher feſtzuſetzen, könne man doch mit dem Erreichten zu

eden ſein.
Der Berichterſtatter beſprach dann die Mitgliederbewegung. Die

ahl der Mitglieder habe ſich erfreulicherweiſe wieder gehoben. Am
nde der Berichtszeit betrug die Mitgliederzahl 17 608. Jm erſten

Halbjahr 1918 ſtieg dieſe Zahl um rund 3900 auf 21 534. Davon waren
10 772 männliche und 10 762 weibliche Mitglieder, während Ende 1917
die Zahl der männlichen Mitglieder die der weiblichen um über 2000
überſtieg. Jm Verhältnis zu der Zahl der Beſchäftigten beträgt der
Prozentſatz der Organiſierten im Durchſchnitt 56.

Den Kaſſenbericht gab König Nürnberg, der die im gedruckten
Bericht aufgeſtellte Abrechnung erläuterte.

ür den Ausſchuß berichtete Haupt Magdeburg. Jn der Be-
richtszeit waren nur zwei Beſchwerden gegen den Vorſtand eingereicht
worden. Bei Reviſionen der Hauptkaſſe durch den Ausſchuß gab es
zu. Beanſtandungen keinen Anlaß. Haupt regt an, eine Neuregelung
der Gehaltsverhältniſſe der Angeſtellten und eine Feſtſetzung der Pen
ſionsverhältniſſe vorzunehmen.

In der Diskuſſion wurden die Anträge bezüglich der Generalkom-
miſſion ausgeſchaltet, ſie werden beſonders behandelt. Die Redner
gingen faſt nur auf die abgeſchloſſenen Reichstarife ein. Es wurde an
erkannt, daß ſie für einen großen Teil Kollegen Vorteile gebracht ha
ben, aber auch betont, die Tarife brächten nicht das, was die Arbeiter
haben müßten; die feſtgeſetzten Löhne entſprächen nicht den heutigen
Verhältniſſen. Jn einzelnen Orten hätte man durch eine Separatbewe-
gns mehr erreicht, nun ſei man auf zwei Jahre gebunden. Der

ampfesgeiſt der Kollegen werde durch den Tarif geſchwächt. Bedauert
wurde, daß über die Gewährung von Ferien nichts vereinbart, und daß
keine Arbeitszeitverkürzung erreicht worden iſt. Der Weißenfelſer Dele-
gierte behaustete, daß die beſſer qualifizierten Arbeiter in Weißenfels
durch den rifvertrag ſchlechter ſtehen als zuvor. Der Reichstarif
hätte aber erreicht, daß die Arbeiter ſich mehr als bisher den Organi-
ſation anſchließen. Simon hebt gegenüber den Diskuſſionsrednern her
vor, daß der Tarifvertrag gegenüber den Friedenslöhnen ganz weſent
liche e brachte; der Kriegszuſchlag betrage durchſchnittlich 50
Proz. Die Tariffrage dürfe man nicht von örtlichen, ſondern müſſe
man von allgemeinen Geſichtspunkten beurteilen.

Die Ausſprache wird morgen fortgeſetzt.

Sammelt alles Abfallgut!
Nichts iſt wertlos!
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Bekanntmachung.

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften,
welche Kundenliſten eingereicht haben, werden aufge
fordert, am Freitag, dem 12., Sonnabend, dem 13., und

zuholg nntwachung über Regelung des Verkaufs C

erfolgt ſpäter.
Halle, den 11. Juli 1918. Der Ragiſtrat. D m

Bekanntmachung. S
Freibank- Verkauf.

W

m 7 Uhr Nr. 5151--5275, um 9 Uhr Nr. 5401--5525,Ahr Ar. I 10 35520 8060.
Halle, den 11. Juli 1918. Der Magiſtrat.

e
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Halleſcher Hausfrauenbund
Schuhlehrgang für Anfertigung von

e u. ro i i h wochentäglich.
1319] Mitglieder Ermäßigung.

W G
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Zum Freibank Verkauf am 13. Juli 1918 werden
die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen

C

C

Bettfedern, Daunen 8
fertige Betten

empfiehlt [1008 e
Eduard Grat, haſe

Markt 11. e
eRaffeegart

Unterhaltungsmusik, Kaffee, Kuchen
und To

Freiderger Bier.

Fernsp

92 AhDe e
7

C

Montag, dem 15. Juli 1918, bei den von ihnen gewähltenGroß nen die in nächſter Woche zum Verkauf gelangen- 3
den Kartoffelgranpen, Graupengrütze oder Graupen ab

recher 5107 HA I I. E ar. Vrrichetrate 27
BI

Empfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

J 7 7 Zeftschriſt zur Verfechtung der In-Die Oleichheit teressen der echaltenweh Frag.

Einrelnummer 10 P.In freien Stunden ehe
teressante Erzählungen für jede Arbeiterfamilie. Wöchentlich
eine Nummer zum Preise von e 135 Pf.

Der Wahre Jacob a
Nummer 1I15 P.Berliner Illustrierte Zeitung
Finzeinummer 10 P.Arbeiter-Gesundheits-Bibliothek
herausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 ver-

schiedene Bändchen W 20 D.
Dokumente zum Veltkrieg

Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliothek
der beliebtesten Autoren.

Für die Schneiderei:
Modenzeitung Prauenzeitung Praktische Damenmodo
Hausochneiderei/Sonntagezeitung/Deutsche Modenzeituug

Faoe] 2 Meye e r 7 J e c 57.en Trotha. e e e e 9
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Ich praktiziere wieder vom 15. Juni ab.

Dr. Löffler, Reilstraße 28
Sprechstunde: 9 10 Uhr vorm. und

1350] 2 3 Uhr nachm.

T

O

Fahrräder

untere Leipziger Str.
Sonntag geöffnet von „30 bis9,30 Uhr Sorln und mittags

von 11,30 bis 1,30 Uhr.

Spieliwaren
in großer Auswahl

zu billigen Preisen
1336] im

Kaufhaus
H. Flkan,

2 Sonnabend, 13. JuliRehmaatinen 30 t. Anfang 7,30 Uhr. Ende c Uhr

h o 4 Der Zigeunerbaronebr. M bel: S Zis von Strauß.
fas, Bettfedern, kompl. Sonntag nachm. Der Trou

55 Bettstelſen, Vertikows wen Die Roſe
75 M., Kommoden und en Srameu
kieicerschranke vön 60 M.

2 ger a Alte, abgeſpielte auchR. SachseS Hohenmölsen, TIIII Platten
Lützner Str. T. rauft zu ſeſtgeſegten

Preiſen ohne Gegenkauf

S Gustav Vhlig2 Uhren u. Muſikwerke,
3.75, oder 3.50

C. F. Ritter
Leipziger Str. 90.

TTTTT Leipziger Straße 87.

Schuhe
und Stiefela e unſere Jnſerenten e a 7Ah Bee a Vorgitrehe 48, p.

e S
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 158. Halle, Freitag den 12. Juli 1918. 2. Jahrgang

Halle und Saalkreis.
Halle, 12. Juli 1918.

Die Kohlenverſorgung.
Die Kohlennot hat im allgemeinen verſchiedene Urſachen: Er

höhten Anforderungen durch die Induſtrie uſw. ſteht der Ausfall
an engliſcher Kohle und eine erſchwerte heimiſche Förderung gegen
über. Die Zahl der Bergarbeiter hat ſich vermindert, und die
arbeitstägliche Leiſtung pro Kopf der Belegſchaft geht ſtändig
zurück. Man iſt bemüht, nach Möglichkeit dieſe Quellen der Kohlen
knappheit zu beſeitigen. Jm Sommer 1917 gab die Heeresleitung
Bergarbeiter in größerer Zahl frei, ſo daß die Belegſchaftsziffer
um etwa 50 000 Mann geſteigert werden konnte.

Neuerdings behandelte der Reichstagsausſchuß für
Handel und Gewerbe dieſe Frage eingehend. Nach ſeinem
eben erſchienenen Bericht fordert er weitere Beurlaubungen von
Bergarbeitern, von Heerespflichtigen, Gefangenen und ausländi-
ſchen Arbeitern bis zur vollen Ausnützung der Förderungsmöglich-
keiten. Weiter ſei Sorge zu tragen, daß den Waſſerſtraßen ſtets

Rsende Zahl von Schiffen mit Mannſchaften zur Verfügung
en.
Bemerkenswert aus den Verhandlungen ſind die Mitteilungen

des Reichskohlenkommiſſars, daß die im vergangenen Herbſt auf
genommane Statiſtik aus Verbraucherkreiſen völlig unbrauchbar
war. Die Ziffern über den vermutlichen Bedarf waren ſo außer-
ordentlich hoch gegriffen, daß ſie dieſen um ein Mehrfaches über-
trafen. Aber auch die Angaben über die Beſtände waren mit Vor
ſicht hinzunehmen. Es wurden für den Hausbrand monatlich
2,83 Millionen Tonnen eingeſtellt. Um mit dem zur Verfügung
ſtehenden Kontingent auszukommen, wurde für alle Verſorgungs-
gebiete ein neues einheitliches Syſtem von Bezugsſcheinen ein-
geführt. Die Scheine ſind ſo geſtückelt, daß ſie der Größe eines
Eiſenbahnwaggons mit einer durchſchnittlichen Ladefähigkeit von
15 Tonnen entſprechen.

Aus den Berichten aus den einzelnen Gebieten des Reiches
ging hervor, daß die Verteilung überall gleich knapp war. Jn
München wurden 61 v. H. des Friedensbedarfes an Hausbrand-
kohle geliefert, in Königsberg 25 v. H., in Württemberg 50 v. H.,
in Offenbach 60 v. H., uſw. Der Oſten ſei beſonders ſchlecht weg-
gekommen, weil er keinen Vorrat gehabt habe. Die Verteuerung
der Kohlen ſei zum guten Teil mit auf die ſchwierigen Transport-
verhältniſſe zurückzuführen.

Das Gewerkſchaftskartell Halle
hielt am Mittwoch im Volkspark eine Sitzung ab.

Zunächſt wurde von Hildebrandt ein Bericht über die
Kaſſengeſchäfte des Bildungs- Ausſchuſſes er-

Er habe im Herbſt 1915 die Kaſſe mit einem Beſtande von
M. übernommen. iſchen ſeien 850 M. Einnahmen zu

verzeichnen geweſen. Augenblicklich ſei aber ein Fehlbetrag von
57 W vorhanden, da ein Lichtbilderapparat im von etwa
260 angeſchafft worden ſei. Nach kurzer Ausſprache wurde eine
Kommiſſion zur Prüfung des Rechnungswerkes gewählt. Hierauf
berichtete der Kartellvorſitzende Strehler über die Auf
löſung des Arbeiterjugendheims. Das Jnventar ſei
geteilt worden, und werde zur einen Hälfte von den Unabhängigen,
zur anderen Hälfte vom Gewerkſchaftskartell aufbewahrt. Eine
lebhafte Erörterung entſpann ſich darüber, ob die Gegenftände,
namentlich die Möbel, verkauft werden ſollen. Die Abſtimmung
hierüber ergab Stimmengleichheit. Deshalb ſoll nochmals mit dem
Vorſtand der Unabhängigen darüber Fühlung genommen werden,
was dieſer zu tun gedenkt.

Jnfolge eines Rundſchreibens der Generalkommiſſion über das
Arbeitskammergeſetz wurde für Auguſt eine größere
Verſammlung in Ausſicht genommen, die ſich mit dieſem Gegen
ſtand ſoll. Der Reichsbund der Kriegsbeſchädigten
ladet zu einer Verſammlung ein, die Sonntag, 14. Juli, nachmittags
2 Uhr im St. RNikolaus, ſtattfindet. Das Gewerkſchaftskartell in
Deſſau erſuchte um Beitritt zu einer Eingabe an das General-
kommando in Magdeburg wegen der Wohnungsnot. Die
Petition erſucht um eine Verpflichtung der Hausbeſitzer, leer-
ſtehende Räume zu Wohnzwecken zur Verfügung zu ſtellen.
Außerdem ſoll angeordnet werden, daß Mietsſteigerungen und

Handel und Wandel.
82] Von F. W. Hackländer.

Herr Specht, dem unſer nächtliches Schwärmen und
unſere Streiche natürlich nicht fremd blieben, tat alles mög
liche, um mich in den Augen der Prinzipalin herabzuſetzen,
und wunderte mich oft, daß ihm ſeine Bemühungen
bange Zeit fehlſchlugen. Jch Verblendeter wußte ja nicht,
daß am Richterſtuhl der Prinzipalin ein guter Schutzengel
eifrig für mich ſprach, ein gutes liebes Weſen, deſſen reines
Herz von der Madame Stieglitz wohl erkannt und hoch
geſchätzt wurde. Emma wandte alle Ungewitter von mir
ab, und obgleich ſie keinem Menſchen, weder dem Doktor
noch deſſen Frau, jemals ſagte, wie ſehr meine Aufführung
thr S verwunde, ſo lächelte ſte bei der Prinzipalin über
meine kleinen Vergehen, wie ſie es nannte, und hielt den
guten Glauben derſelben für mich aufrecht.

Ach, ich wußte das ja nicht und behandelte ihre Liebe
die ſie verſchwiegen im tiefſten Herzen für mich trug, mit
einer freilich erzwungenen Geringſchätzung, ja mit Roheit!
So konnte ich ſpät in der Nacht nach Haus kommen und
ſtatt mich ruhig zu Bette g legen, in meinem Zimmer
herumrumoren und luſtige Lieder ſingen. Letzteres tat ich
eigentlich dem Herrn Specht zuliebe, dachte aber dabei, es
kann auch ihr nichts ſchaden, wenn ſie hört, wie luſtig du

moraliſcher Katzenjammer mir das Herz. Jch fühlte wohl,

SchadePfarrer Sproßer täglicher Gaſt war, nicht zu hange geduldet
werden konnte. Dem

Wohnungskündigungen nur nach Zuſtimmung des Mieteinigungs-
amtes gelten können. Aus der Mitte der Kartellſitzung wurde be
mängelt, daß die Eingabe in einigen Punkten nicht weit genug
geht. Es wurde beſchloſſen, der Eingabe beizutreten, ſie jedoch aus-
zugeſtalten und den örtlichen Verhältniſſen anzupaſſen.

Die Kartoffelfrage, insbeſondere die Beſtandsprüfung
bei den Gutsbefitzern, war der nächſte Punkt der Tagesordnung.
Hierzu wurde zunächſt von Transportarbeiter Gräfe ausgeführt,
daß die Kartoffelnot immer größer werde. Halle habe es nicht, wie
andere Städte, fertig gebracht, bis zur neuen Ernte ununterbrochen
7 Pfund pro Perſon und Woche geben zu können. Nur ein kleiner
Teil der Landwirte habe ſo geliefert, wie man hätte erwarten
müſſen. Meiſt kamen auch noch die Kartoffeln mit allem Schmutz
direkt vom Acker. Der Redner berichtete dann über ſeine Beob-
achtungen, die er als Teilnehmer einer Beſtandsprüfungskommiſſion
auf dem Lande gemacht habe. Eine ſolche Kommiſſion beſtehe meiſt
aus vier Perſonen, darunter dem Gendarm und dem Ortsvorſteher.
In der Regel werde die Reviſion von Haus zu Haus vorgenommen.
Bei den kleinen Leuten ſei die Prüfung viel ſchwieriger wie bei
den großen Gutsbeſitzern. Bei dieſen müſſen die Beſtände „ge-
ſchätzt“ werden, was oft eine unſichere Sache ſei. Die großen Guts
beſitzer hätten auch noch genug Kartoffeln, denn erſt kämen ſie,
dann erſt die Städter. Jm allgemeinen habe er die Beobachtung

daß ſich die Landbevölkerung nicht an die vorgeſchriebene
rnährungsrate hält, und daß auf dem Lande die Lebensmittelnot

bei weitem nicht ſo groß iſt wie in der Stadt. Dieſe Ausfüh-
rungen wurden von Göbel, der ebenfalls an ſolchen Beftands-
prüfungen teilgenommen hat, in intereſſanter Weiſe ergängt. Nach
ſeiner Ueberzeugung wird unter den jetzigen Umſtänden die Kar-
toffelerzeugung jedes Jahr geringer. Die großen Gutsbeſitzer
bauen mehr Mohrrüben und andere Dinge, die beſſer bezahlt
werden oder nicht beſchlagnahmt ſind; den kleinen Landwirten
fehlen die Arbeitskräfte. Die kleinen Leute auf dem Lande ſind
vielfach verärgert, weil fie alles hergeben müßten und weil die
Großen die Vorſchriften erſt recht nicht einhalten. Nach ſeiner
eder muß der Staat eingreifen mit dem Anbauzwang, ſonſt
werden die Verhältniſſe immer ſchlimmer.

Unter ſonſtigen Kartellan gelegenheiten wurde
J die a der Gaſtwirtsgehilfen hingewieſen. Es
ſollen ſich, ſo wurde behauptet, auch gewerkſchaftlich organiſierte
Perſonen dazu hergeben, zu niedrigeren Löhnen als den von den
eſegirt ger eher eforderten in Gartenlokalen zu ar-beiten. Hier ſoll beſſere Aufſicht geübt werden. Die Verleſung

der Präſenzliſte ergab, daß viele Organiſationen unvertreten
waren. Hierzu wurde geſagt, daß dies nicht ſo weiter gehen dürfe.

Um einem dringenden Bedürfnis abzuhelfen! Die hieſigen
bürgerlichen Blätter veröffentlichen einen „Aufruf zur Gründung
eines Bundes zur Hebung der Volksbildung und
Vertiefung des deutſchen Gemütslebens“. Was
damit geplant iſt, wird weiterhin durch folgende Worte geſagt:
„Jm Anſchluß an das Kriegsbeſchädigten-Fürſorgekonzert am
2. Dezember 1917 in Oſtrau bildete ſich ein Ausſchuß für Veran-
ſtaltung von Kriegsbeſchädigten-Fürſorgekonzerten und wiſſen
ſchaftlicher Vortragsreihen auf dem Lande, in Kleinſtadt und an
den Univerſitäten Halle und Leipzig. Die Anregung des Reichs
tages und des evangeliſchſozialen Kongreſſes (Graf v. Poſa-
dowſkyWehner): „Schafft Unterhaltung, Vergnügen, Gelegenheit,
das Bildungsbedürfnis in unſerm Volke zu befriedigen, das deutſche
Gemütsleben zu vertiefen und den edlen Gemeinſinn zu ſtärken,
zu feſtigen.“ Nachdem bereits weit über 200 derartige Veranſtal
tungen in Kirche und Saal ſtattgefunden, ſoll nach Art der
Ludendorffſpende ein großzügiger Plan zur Ausführung ge-
bracht werden. Freudige Zuſtimmungen ſind uns bereits aus allen
Schichten der Bevölkerung zugegangen. Um wirkſam tätig ſein zu
können, richten wir an alle Männer und Frauen der Provinz und
der angrenzenden Bundesſtaaten die Bitte, an dieſem Werke der
Kriegshilfe das ſich zum edelſten Friedenswerke entwickeln
dürfte mitzuwirken. Zunächſt gilt es, Mittel zur Ausführung
der Grundmauern, des Unterhauſes und Kräfte aus wiſſenſchaft
lichen und Künſtlerkreiſen, die die Aufgaben zu löſen imſtande ſind,
zu gewinnen. Schon manches Tauſend iſt erübrigt viel iſt noch
zu tun) Begonnen am Oſtertage 1916 erweitert am Tage Jo
hannes des Täufers 1918. Wohlan, laßt uns zur Vollendung
ſchreiten!“ Unterzeichnet iſt dieſer Aufruf von einem Arbeits
ausſchuß mit folgenden Namen: Frau Baronin von Veltheim geb.
Gräfin von Lehndorff, Oſtrau; Frau Regierungspräſident von
Gersdorff, Merſeburg; Frau Rittergutsbeſitzer von Zakrezewſka,

Oppin Frau Rittmeiſter B. Nette, Beeſenſtedt; Frau Oekonomie-
rat Hubbe, Kaltenmark; Frau Rittergutsbefitzer Dippe, Morl;
D. W. Lütgert, Geheimer Konſiſtorialrat, z. Z. Rektor der ver-
einten Friedrichs- Univerſität Halle-Wittenberg; Generalſuper-
intendent D. Schöttler, Magdeburg; Univerſitätsprofeſſor Dr.
Wolff, Halle; Paſtor Dr. Sannemann, Korbetha; Superintendent
Hellwig, Halle-Land II; Lehrer Martin Frey, Halle; Lehrer Paul
Recke, Halle. Es iſt ganz gut und ſchön, daß ſich dieſe Herrſchaften
ſo ſehr um die Volksbildung und das deutſche Gemütsleben ſorgen.
Aber offen geſtanden: eine ſolche Gründung dazu halten wir für
eine recht überflüſſige Sache. Hierbei längen andere Wege viel
näher. Jedoch wenn man die deutſche Vereinsmeierei mit aller
Gewalt um ein weiteres Prachtſtück vermehren will, dann follte
man ſo etwas wie einen Bund zur ſchnellſten Beendigung des
Krieges gründen. Damit wäre der Volksbildung und dem deutſchen
Gemütsleben tatſächlich gedient.

Die Preiſe für Frühkartoffeln. Auf mehrfache Anfrage teilt do
Kriegsernährungsamt mit, daß die Erhöhung des Preiſes für Früh-
kartoffeln über die in der Verordnung vom 9. März 1918 vorgeſehene
Höchſtgrenze von 10 Mark hinaus nicht beabſichtigt iſt, zumal in we-
nigen Tagen mit einer reichlichen Anfuhr von ausgereiften Frühkartof-
feln gerechnet werden kann.

Milchkartenausgabe für Kranke. Die Erneuerung der auf
Grund ärztlicher Zeugniſſe ausgefertigten Milchkarten, ſowie derjenigen
für elte Leute über 75 Jahre erfolgt vom rFeitag an im Stadternäh
rungsemt Marktplatz 22), 1. Stock, Saal links, nach ſoignger Ord
nung: A--D Freitag, 12. Juli, E--G Sonnabend, 13. Juli, H
Montag, 15. Juli, K--L Dienstag, 16. Juli, M--O Mittwoch, 17. Juli,
P R Donnerstag, 18. Juli, S--Sz Freitag, 19. Juli, To-Z am Sonn
abend, 20. Juli. Bei der Erneuerung iſt der neue Lebensmittelſchein
und der Stamm der alten Milchkarte vorzulegen. Eine Erneuerung
findet nicht ſtatt, wenn die Gültigkeitsdauer des Zeugniffes inzwiſchen
abgelaufen iſt. Von dem zuſtändigen Dezernenten werden münd-
liche Anträge auf Erneuerung der Milchkarten nicht mehr entgegen
genommen. Falls die Erneuerung an der oben genannten Stelle ab
elehnt wird, ſind Anträge auf Weitergewährung der Milchkartenſwriftlich bei dem Stadternährungsamt, Abt. II, zu ſtellen. Milch

karten auf Grnd der in letzter Zeit überreichten Zeugniſſe werden, falls
ein Zuweiſung auf dieſe noch nicht erfolgt iſt, nicht an vorgenannte
Stelle ausgehändigt, vieimehr ergeht wegen deren Abholung noch eine
beſondere Benachrichtigung.

Ausgabe neuer Seifenkarien. Von Montag bis einſchließlich
Sonnabend nächſter Woche werden in den ſtädtiſchen Markenausgabe-
ſtellen zugleich mit den Brotmarken neue Seifenkarten ausgegeben
Dabei iſt der neue Lebensmittelſchein vorzulegen. Die Inhaber der
Lebensmittelſcheine erhalten ſovſele Seifenkarten, als der Zahl der
Haushaltungsangehörigen nach dem Lebensmittelſchein entſpricht.

Der Kleinhandelspreis für Heidelbeeren iſt vom Magiſtrat auf
95 Pf. für das Pfund erhöht worden.

GEälkigkeitsdauer der Grudebezugsſcheine. Vom 15. Juli bis
12. Auguſt gelten vom Grudebezugsſchein Nr. 6 die Abſchnitte Rr.
bis 16. Die Abſchnitte Nr. 1 bis 8 verlieren mit dem 14 Juli ihre
Gültigkeit.

Zur Petroleumverſorgung wird von amtlicher Stelle mitgeteiltWährend der Kriegszeit en keine großen Erwartungen an da
mit Rumänien geſchloſſene Abkommen in bezug auf die Verſorgung der
Zivilbevölkerung mit Petroleum knüpfen. Es iſt allerdings en
die Petroleumgewinnung in Rumänien wieder auf 34 bis 34 der Frie
denserzeugung zu ſteigern. Darüber hinaus wird in abſehbarer Zeit
eine Steigerung der Produktion nicht eintreten können, weil an noi
wendigem Material, vor allem an Bohrmaterial, Mangel iſt. Da
kommt, daß unſere Bezüge an galiziſchem Petroleum m und
auch in der nächſten Zeit nur ſehr gering ſein können. Trogdem winr-
den für den Bedarf der Dpitwerltrrung ziemlich erhebliche Mengen
ur Verfügung ſtehen, wenn nicht die Vorbereitung des gewonnenen
ohöls in erſter Linie auf den Kriegsbedarf eingerichtet werden milßte.

Man wird alſo damit rechnen müſſen, daß im nächſten Winter
jedenfalls keine größeren Mengen von Petroleum
für den Bedarf der Zivilbevölkerung zur Verfügung ſtehen werden al
im vorigen Jahre. Der Bedarf muß deshalb beizeiten, ſoweit irgend
möglich, eingeſchränkt werden. Die zuſtändigen Stellen ſind bemüht,
wenigſtens teilweiſe einen Erſatz durch Kerzen zu liefern. für deren
Zedenans entſprechende Mengen von Paraffin zur Verfügung ſtehen
werden.

Abermalige Erhöhung der Poſigebäheen. Die neue Abgabe von
Poſtgebühren bringt Erhöhungen der bereits einmal erdöhten Sätze. Jn
Zukunft ſollen koſten: Ortsbriefe 10 Pf., Fernbriefe 15 Pf., Poſtkarten
im Ortsverkehr 7 Pf., im Fernwerkerh 10 Pf., Druckſachen (bisher frei)
bis 50 Gramm 2 Pf., bis 100 Gramm 2 Pf., über 100 Gramm

verſchwieg hier und da ſeine leichtſtnnigen Streiche und hatte

ihn zuletzt durch kräftige Ermahnungen ſo weit gebracht,
daß dieſelben ſeltener wurden und er zur Zufriedenheit
arbeitete. Dieſer vertraute mir nun eines Abends, daß ich
mich vor den Umtrieben des Buchhalters in acht nehmen
ſolle. „Jch habe,“ ſagte der ſchlaue Junge, „neulich eine
Unterredung desſelben mit der Prinzipalin behorcht und er
hat ſchöne Dinge von Jhnen erzählt, von Jhren Nacht-
ſchwärmereien und, nehmen Sie es mir nicht übel, von
Jhrem ſchlechten Umgang.“

„So,“ ſagte ich einigermaßen betroffen, „und was ent
gegnete Madame Stieglitz?“

„Ei mun, ſie meinte, es ſei ihr nicht lieb, daß jemand
aus ihrem Hauſe auswärts ſo ſchlecht prädiziert ſei, und
wenn ſich das wirklich ſo verhalte, fo müſſe man ſeinerzeit
eine Aenderung treffen.“

„So, eine Aenderung?“ entgegnete ich, und ich muß
geſtehen, daß der Gedanke, das Dach zu verlaſſen, unter
dem Emma lebte, mich in den geheimſten innerſten Winkel
meines Herzens ſchmerzhaft berührte. „Aber,“ ſagte ich,
„was kann man mir eigentlich zur Laſt legen?“

Der Herr Block ſchwieg ſtill und ſah auf den Boden.
„Wenn Sie etwas wiſſen,“ fuhr ich fort, „ſo ſagen Sie

mir's frei heraus, ich werde Jhnen dankbar dafür ſein und
bin ſehr verſchwiegen.“

Der junge Menſch fuhr ſchüchtern fort: „Jch hörte alſo
ferner, wie der Buchhoſlter ſagte, Sie brächten das Geſchäft
in vollkommenen Mißkredit und dabei nannte er den Namen
des Meiſters Steffen.“

„So, ſo,“ ſagte ich beſtürzt, „was zum Henker weiß der
Buchhalter vom Meiſter Steffen?“

Der Herr Block zuckte die Achfeln, und ich verſank in
eiefes Nachſinnen; freilich mit dem Meiſter Steffen hatte
es eine eigene Bewandtnis und wenn ich auch an der Ge
ſchichte unſchuldig war, ſo war doch der Schein gegen mich.
Dieſer Meiſter Steffen nämlich war mir von einem lockern
Zeiſig meiner Geſellſchaft als fleißiger und geſchickter Mann

worden und man hatte mich dringend gebeten,empfohlen
ihn auf unſerer Wiegkammer zu beſchäftigen. Jch wahm
ihn auch an, bereute es aber bald wieder, denn der Meiſter
Steffen, obſchon ein geſchickter Weber, wenn er wollte, war

eigentlich ein liederliches Subjekt und faſt jeden Tag be
trunken. Dazu hatte ich obendrein erfahren, daß er der
Vater einer ſehr ſchönen, aber äußerſt leichtſinnigen Tochter
ſei, deren Ruf der ſchlechtefte war, den ein Mädchen nur
haben kann, und wenn der gute Buchhalter die Annahme
des Vaters aus der Freundſchaft gegen die Tochter herleitete,
ſo war das allerdings für die Prinzipalin ein dedentender
Grund, mir ihre Gunſt zu entziehen! Und Emma
ich fühlte, daß bei dem Gedanken an ſie eine flammende
Röte mein Geſicht bedeckte. „Schurke, infamer!“ ſagte h
und ballte die Fauſt, die Zigarre, die ich gerade rauchte,
fuhr in einen Winkel, ich ſprang auf, dankte dem Herrn
Block für ſeine Aufrichtigkeit und ſagte: „Jch weiß genug.“

Der junge Menſch ſah auf den Boden und entgegnete mir
mit leiſer Stimme: „Ja, aber noch nicht alles.“

„Noch nicht alles?“ fragte ich erſtaunt, „was zum Teufel
kann denn noch Schlimmeres und Scheußlicheres über mich
ausgeſogt werden? So reden Sie doch!“

„Ferner meinte der Herr Specht,“ antwortete der Lehr
ling ſchüchtern, „Jhre großen Ausgaben ſeien eigentlich in
keinem Verhältnis zu Jhren Einkommen und

Jch ſtand niedergedonnert und konnte kaum akmen, vor
mir öffnete ſich ein Abgrund, ein Abgrund, ſchrecklich finſter,
an den ich bis jetzt noch nicht gedacht! Obgleich mich mein
Bewußtfein von aller Schuld freiſprach, ſo war mir doch,
als habe der Geifer, den jener ſchlechte Kerl auf mich ge
ſchleudert, wirklich mein Herz ſchon angefreſſen, und mir
ſchien, als ſei dieſe ungeheure Anklage imſtande, mich in
der Tat ſchuldig r machen. Jch hatte ja ſelbſt einen ver-
werflichen Stolz darin geſucht, daß man für einen
leichtſinnigen jungen Menſchen halte, um ſo mehr, da ich
mir bewußt war, meinen Dienſt nie vernachläffigt zu haben.
Was ſollte ich tun? Den Doktor um Rat fragen?
ſchämte mich vor der ganzen Welt, auch erinnerte mich der
Herr Block dringend an mein Verſprechen, nichts von dem
ſagen zu wollen, was er mir mitgeteilt. Jch konnte aho
nichts tun, als die Dinge, die do kommen würden. abzu
warten und forgfältiger, als bisher, mein Tun zu prüfen.

(Fortfetzung folat.)



5 Pf., Geſchäftsbriefe, Warenproben über 100 Gramm 5 Pf., Pakete
bis 5 Kilogramm (1. Zone) 10 Pf., rn 15 Pf. g, über 5 Kilo
gramm (1. Zone) 20 Pf., ſonſt 30 Pf. Po bis100 Mark 5 Pf., über 100 Mark 10 Pf. eckve bleibt
frei), Telegramme, das Wort 8 Pf. bisher 7 Pf), Fern erkehr
10 Proz. Zuſchlag.

Der Begmiengusſchuß hat dieſer Tage wieder eine
Sitzung a Der Vorſietznde gab die Beſcheide des Magiſtrats
auf die letzien Eingaben bekannt, die nicht völlig befriedigten. Bezüg-lich der Obſtpreife wurde feſtgeſtellt, daß nach wie vor ſehr erhebliche

Ueberſchreitungen der Höchſtpreiſe bei vielen Händlern vorkommen.
Der Verkauf der Heidelbeeren durch die Stadt habe in der Bürgerſchaft
verechtigten Unwillen erregt. Jn einer neuen Eingabe an die Orkts-
kohlenſtelle wurde die Berufung eines Vertreters der Verbraucher in
den Verteilungsausſchuß verlangt und eine geeignete Perſoöntlichkeit
e n. Ueber Altkleiderabgabe und Kleiderverſorgung machte
Herr Balke einleitende Ausführungen. Nach ſeiner Anſicht arbeitet die
neue Reichsſtelle viel zu buregukratiſch. Weite Schichten, ſo nament
lich die Beamten, können keine Kleider abgeben. Bei den teuren Prei-
ſen iſt ihnen, ſelbſt wenn ſie e erhielten, eine Neuanſchaf
fung bei dem unzureichenden Einkommen nicht möglich. Die Munitions-
arbeiter wären dazu in der Lage Deshalb dürfe man nicht nur für
ſie ſorgen, andere Schichten haben es viel nötiger. Der Vorſitzende Abg.
Delius kam auf die letzten Verhandlungen über dieſes Thema in den
Kommiſſionen und im Parlament zu ſprechen. Die gewährten Preiſe
für die Abgabe ſeien zu niedrig, die Verkaufspreife zu
hoch. Man müſſe den Abgabepreis unter dem Geſichtspunkt feſtſetzen,
daß der Ablieferer ſich Erſatz event. ſchaffen könne. Die Abgabe ſei
notwendig. Nur ſei es ungerecht, von dem der nur drei oder vier An
züge beſitzt und ſte dringend gebraucht, dasſelbe zu verlangen als wie
von dem, der über eine größere Menge Kleidungsſtücke verfügt. Hier
ſolle man event. mehr als die Abgabe eines Anzuges verlangen. Wenn
jemand z. B. 20 Anzüge beſitzt, ſo treffe ihn die Abgabe von fünf An
zügen lange nicht ſo ſchwer, als wenn jemand von vier einen Anzu
abliefern muß. Bei der demnächſtigen Zwangsabgabe ſollke man na
dieſen Grundlinien verfahren. Jedenfalls ſei die Annahme einer Ein-
kommensgrenze von 4500 M. zu niedrig, auch zu ſchematiſch. Bei der

be aus den geſammelten Beſtänden ſollten vor allem auch der ge-
werbliche Mittelſtand und die Angeſtelltenſchichten bedacht werden. Er
ſchtug ſchließlich eine Eingabe an den Magiſtrat vor, bei der zwangs-
weiſen Abgabe mit größter Schonung vorzugehen. Nach längerer Aus-
ſprache wurde die Eingabe beſchloſſen.

Die Diebereien an der Eiſenbahn. Jm Finanzausſchuß
des Preußiſchen Herrenhauſes machte der Eiſenbahnminiſter von
Breitenbach Mitteilungen über Eiſenbahndiebſtähle, die ungefähr
ertennen laſſen, wie jetzt geſtohlen wird. Die Entwendung von
Gütern durch Diebſtahl habe eine geradezu ungeheure Höhe er-
reicht. Die Entſchädigung, die die Verwaltung zu leiſten hatte, iſt
auf 80 Millionen Mark zu veranſchlagen, wobei die ungeheure
Wertvermehrung einigermaßen in Betracht kommt. Von Einflußauf die große Zahl der Diebſtähle ſei die außerordentliche Ver-
ringerung des ſtändigen, insbeſondere des Aufſichtsperſonals. Die
Verwaltung habe 214 000 Leute herausgeben müſſen, dazu kamen
große Schwierigkeiten im Betrieb, Verkehrsſtockungen, die dazu
führten, daß die Güter auf Seiten- und Nebengleiſen lange liegen-
vblieben, was eine gefundene Gelegenheit war für alle, die ſich an
fremdem Gute vergriffen. Es ſeien umfaſſende Maßnahmen ge-
troffen, um dieſen Krebsſchaden zu beſeitigen. Trotz der Not,
die unter Umſtänden das Vorgehen der Diebe in milderem Lichte
erſcheinen laſſe, greife jetzt die Verwaltung feſt zu und entlaſſe
die Schuldigen, auch wenn ſie dadurch in Betriebsſchwierigkeiten ge- g.
rate. Leider ſei an den Diebſtählen auch das eigene Perſonal be-
teiligt, aber in der Mehrzahl gehen ſie auf Fremde zurück.

Bund zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen Volkskraft. Es
ſei zum letztenmal darauf hingewieſen, daß die Aecker: Canenger
Weg II und Böllberger Flur auf 6 Jahre feſt gepachtet ſind, die Aecker:
Flottwell-Straße. Jonas-Straße und Röpziger Weg auf 3 Jahre, und
die Aecker: Südfriedhof und Delitzſcher Straße auf 1 Jahr. Die Päch-
ter dieſes Jahres müſſen bis ſpäteſtens 15. Juli auf der Geſchäftsſtelle
de Bundes die Weiterpacht geregelt haben, wenn ſie im Befitz ihrer
Parzelle bleiben wollen. Von dieſem Tage an werden die nicht weiter
gepachteten Parzellen an die zahlreich vorhandenen Reflektanten ver
geben.

BVerhütet Brandſtiftungen durch Kinder. Alljährlich entſteht
eine Anzahl von Schadenbränden durch das Spielen von Kindern
mit Streichhölzern oder Feuer. Vielfach liegt die Urſache an der
ingenügenden Beaufſichtigung der Kinder, die ſich die im Haushalte
vorhandenen, faſt immer leicht auffindbaren Zündhölzer beſchaffen
und ſie in jugendlichem Unverſtande zum Spielen benutzen. Alle
Eltern, Lehrer und Erzieher ſeien daher erneut darauf hingewieſen,
die ihnen anvertrauten Kinder recht eindringlich vor dem Spielen
mit Streichhölzern und Feuer zu warnen. Gerade in der augen
plicklichen, durch die lange Dauer des Krieges verurſachten Notlage
des deutſchen Volkes iſt es dringend geboten, jeden unnötigen Ver-
luft an wirtſchaftlichen Gütern der Geſamtheit wie jedes einzelnen
zu vermeiden. Da die Kinder ſich des Ernſtes der Zeit nicht be
wußt ſind, ſo iſt es vaterländiſche Pflicht eines jeden Erwachſenen,
zur Verhütung des jugendlichen Unfuges nach Kräften beizutragen.
Ebenſo gefährlich wie das Svielen mit Streichhölzern iſt das Ab-
brennen der bei den Kindern ſo beliebten Feuerwerkskörper wie
Fröſche, Schwärmer, bengaliſche Streichhölzer und dergleichen.
Derartige Spielzeuge ſollten den Kindern unterſagt werden.
Ferner iſt es Pflicht der mit der Aufſicht von Kindern betrauten
Perſonen, ſie vom Spielen in der Nähe von Feldſcheunen, Schobern
(Diemen) und Schuppen fernzuhalten.

Bismarck ohne Säbel. Von dem auf der Bergſchenke ſtehenden
Bismarckdenkmal löſten ſich vermutlich infolge von Witterungseinflüſſen
die rechte Hand und der Säbel. Die Gegenſtände wurden ſichergeſtellt.
Es wurde niemand verletzt.

Jrfanmenſtoß. Jn der Poſtſtraße ſtieß ein Poſtfuhrwerk mit
einem Straßenbahnwagen zuſammen. Durch den Zuſammenprall wur
den die Wagenſchere und ein Rad beſchädigt. Das Pferd wurde umge-worfen und erlitt leichte Verletzungen am linken Vorderbein. Ein
vom Kutſcherſitz geſchleuderter Poſtbeamter wurde an der linken Kopf-
ſeite verletzt und mußte ſich nach der Königl. Klinik begeben. Der
Straßenbahnwagen wurde nur leicht beſchädigt.

Tödlich überfahren. Während einer der letzten Nächte wurde
auf dem hieſigen Güterbahnhof der Zugabfertiger P. beim Ueber-
ſchreiten der Gleiſe von einem Rangierzuge erfaßt und ſchwer ver
letzt. Der Verunglückte wurde erſt ſpäter aufgefunden und ſo-
fort der Klinik zugeführt, wo er bereits kurz danach ſtarb.

Selbſtmordverſuch. Eine 67jährige Witwe verſuchte ſich nachts
in der Nähe der Genzmerbrücke durch Ertränken das Leben zu nehmen.
Sie ſtieg von einem Kahn aus ins Waffer, hielt ſich aber an dieſem feſt.
Durch einem vorüberkommenden Soldaten wurde die Frau wieder ans
Land gezogen und ſpäter von der Revierwache aus ihrer Wohnung zu
geführt.

Theater, Sehenswürdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Freitag, „König für einen Tag“, Sonnabend„Der Zigeunerbaron“, Sonntag nachmittag Fremdenvorſteln u er

mäßigten Preiſen Der Troubadour“, abends 75 Uhr „Die Roſe von
Stambul“, Montag letzte Vorſtellung vor den Ferien „Der fliegende
Holländer

Thalig- Theater. Als letztes Gaſtſpiel des Stadttheater-Perſonals
vor den Ferien wird Sonntag abend 75 Uhr das Luſtſpiel „Die gol-
dene Eva von Schönthan und Koppel-Ellfeld unter der Spiel- Leitung
von Ludwig Maſſon gegeben.

r Am Dienstag findet eine Sondervorſtellung tadttheater deren Reinertrag für die Unerftützungs-
des Deutſchen Bühnenvereins und der Genoſſenſchaft Deutſcher

hnenangehöriger beſtimmt iſt. Zur Aufführung gelangt „Das Drei-
mäderlhaus“. In Andbetracht des guten Zweckes darf wohl die Hoff
nung ausgeſprochen werden, daß das Haus bis auf den letzten Platzerrertarſt wird.

Aus der Provinz.
Nicht provozieren laſſen!

n

Nummer den ganzen Ernſt der Lebensmittellage, die noch ver-
ſchärft wird durch das plötzliche angeſtrengte Bemühen der Unter
nehmer, die Löhne „abzubauen“.

„Das Auftreten der Unternehmer, beſonders in den G
betrieben der Rüſtungsinduſtrie“, ſo führt das Gewerkſchaftsblatt
aus, „erweckt den Anſchein, als ob ſie planmäßig darauf ausgingen,

durch fortgeſetzte Schikanen die Arbeiter zu Verzweiflungsaus-
brüchen zu treiben. Der arbeiterfreundliche Zug in der Geſetz

fWgebung, der ſich ſchüchtern bemerklich macht, geht ihnen wider den
Strich. Die Aufhebung des S 158 der Gewerbeordnung paßt ihnen
gar nicht. Das Arbeitskammergeſetz hoffen fie noch zu Fall
bringen zu können, aber ihre Wünſche gehen viel weiter; fie möch
ten am liebſten die Gewerkſchaften ganz niederſchlagen. Laſſen
fich die Arbeiter provozieren und zu Putſchen verleiten, darin hat
die Reaktion Oberwaſſer. Dann werden die Scharfmacher, die ſich
jetzt bemühen, ein Feuerchen anzuzünden, nicht laut genug über
„Landesverrat“ ſchreien können. So hoffen ſie die Stimmung zu
erzeugen, die ihren dunklen Plänen förderlich iſt. Ein vernichten
der Schlag gegen die Gewerkſchaften und die Arbeiterorganiſationen
überhaupt macht ſie wieder zu unbeſchränkten Gebietern in den
Betrieben und die Arbeiter zu ihren willenloſen Sklaven. Die
Arbeiter werden den Unternehmern den Gefallen nicht tun; ſie
werden ſich weder durch die Provokation der Unternehmer noch
durch die Lockungen kurzſichtiger Narren oder bewußter Lockſpitsel
verleiten laſſen, unüberlegte Schritte zu unternehmen.“

Weißenfels. Blühende Mohnfelder. Der Mangel an
Oelen und Fetten hat viele Landwirte der zen Gegend veranlaßt,
in dieſem Jahre wie den Raps, ſo auch den Mohn in größeren Mengen
feldermäßig anzubauen, um daraus das geſchätzte Mohnöl zu gewinnen.
Zur Zeit ſtehen die Mohnfelder in voller Blüte und bieten in ihrer weiß-
violetien Pracht eine Auge und Herz erfreuende Belebung des Land
ſchaftsbildes. Gegenüber von Schulpforta iſt beiſpielsweiſe ein blühen-
des Mohnfeld zu finden, das weithin leuchtend die Blicke des Wande
rers wie der in der Eiſenbahn vorüberſauſenden Reiſenden auf ſich zieht.

Naumbutg. Unſere Parteigenoſſen ſeien ausdrücklich
darauf hingewieſen, daß nicht Herr Kramer, ſondern nur Genoſſe Ulrich,
Steinweg 18, berechtigt iſt, die Beiträge einzukaſſieren. Kramer arbei-
tet für die Unabdhängigen!

Zur Abholung der Küchenabfälle gibt der Ma-
giſtrat bekannt: Es iſt uns bekannt geworden, daß an einigen Stellen
der Stadt die zur vollen ehe der Küchenabfälle zu Futterzwecken
erforderliche pünktliche und vollſtändige Abholung dieſer Abfälle unter
laſſen worden iſt. Wir bitten, uns jeden derartigen Fall mitzuteilen,
damit wir für Abhilfe ſorgen und die Abholung anderen Viehbeſitzern
übertragen können. Auch über ſonſtige Mißſtände bei der Abholung
ſind uns Angaben erwünſcht. Es iſt nach wie vor Pflicht jeder Haus-
frau, alles dasjenige aufzuſammeln, was ſich verfüttern läßt.

Vom Stande der Gurkenfelder. Jnfolge der naß-
kalten Witterung der letzten Zeit ſind die Gurkenkulturen unſerer Ge-

end im Vergleiche zu anderen Jahren noch weit zurück. Schon der
Schnee während der Baumblüte hatte das Aufgehen der Kerne ver-
zögert, und was der warme Mai zu beſſern verſprach, haben die dann
eintretenden trockenen Fröſte wieder zunichte gemacht, hauptſächlich durch
vielfache Wurzelerkrankungen. Seit einigen Tagen iſt nun die erſehnte
Wärme gekommen; behauptet ſie ſich länger, ſo dürfte auf eine Mittel
ernte zu rechnen ſein.

Zeißz. Die nächſten Sitzungen der Bezirksver
ſamm lungen für Bezirk 1, 3, 5 und 7 finden Montag, 15. Juli,
diejenigen des 2., 4., 6. und 8. Bezirks Dienstag, den 16. Juli, zu den
disher üblichen Zeiten und in den hierzu beſtimmten Räumen ſtatt.
Sämtliche Quittungsbogen ſind zur Prüfung durch die Armewvorſteher
mitzubringen.

Anbauer von Hülſenfrüchten. Vom Magiſtrat wird
darauf hingewieſen, daß Erbſen und Bohnen nur dann grün gepflückt
werden dürfen, wenn ſie von vornherein zur Verwendung als Friſch
gemüſe angebaut und im amtlichen Verzeichnis der zum Gemüſebau be-
ſtimmten Hülfenfruchtarten aufgeführt find. Futtererbſen (Peluſchken)
und Ackerbohnen dürfen nur dann grün gepflückt werden, wenn dies vom
Magiſtrat ausdrücklich geſtattet oder wenn über die betreffenden Früchte
ein Lieferungsvertrag der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt ab
geſchloſſen iſt.

VBVittenberg. Der Roggenſchnitt hat vor einigen Tagen
in unſerer Gegend begonnen. Die Ernte verſpricht eine gute Mittel-
ernte zu werden.

Vor der Strafkammer hatte ſich die mehrfach vorbe-
ſtrafte frühere Eiſenbahnſchaffnerin Jda Roſenſtiel zu verant
worten. Jhr wurde vorgeworfen, am 2. Januar ein Bettuch, am
3. Jannar größere Menge Bettbezüge, am 4. Januar in Kleinwitten-
berg einen Bettbezug, und am 9. Januar in Annaburg allerlei Bett
wäſche geſtohlen zu haben. Ferner ſoll fie aus den Eiſenbahnwagen,
zu denen ſie als Schaffnerin Zutritt hatte, Sitzleder geſtohlen,
weiterhin die ihr von den Verwaltungen in Nordhauſen, Wahren
und hier anvertrauten Sachen, als Signalpfeife, Anzüge, wollene
Decken und Bettbezüge, unterſchlagen und verkauft haben. Für dieſe
Straftaten wurde ſie, da ſie ein offenes Geſtändnis ablegte, unter
Annahme mildernder Umſtände mit 3 Jahren Gefängnis und Ent
ziehung der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von 5 Jahren
beſtraft. Dem Arbeiter Keil wurde vorgeworfen, im September
v. J. auf ſeiner Arbeitsſtätte, den Sprengſtoffwerken, zwei Mit
arbeitern gehörige Schränke gewaltſam erbrochen und daraus zwei
Paar Stiefeln, 1 Brot, 1 Pfund Bohnen und andere Lebensmittel
im Werte von etwa 100 M., außerdem 50 M. Geld geſtohlen zu
haben. Den Arbeitern Schindler und Ritter wurde vorgeworfen,
Keil zu der Tat angeſtiftet und, obgleich ſie wußten, daß die Schuhe

1 waren dieſe käuflich erworben zu haben. Der Beklagte
gab die Einbruchsdiebſtählte zu, dagegen beſtritten die beiden

andern, ſich ſtrafbar gemacht zu haben. Nach der Beweiserhebung
wurde K. des ſchweren und einfachen Diebfſtahls für ſchuldig be
funden und mit 7 Monaten Gefängnis beſtraft. Ritter wurde der
Hehlerei für ſchuldig befunden und zuſätzlich einer über ihn ver-
hängten Strafe von 3 Monaten mit noch 2 Monaten Gefängnis
beſtraft. Dagegen konnte dem Angeklagten Sch. eine Schuld nicht
nachgewieſen werden, und erfolgte ſeine Freiſprechung.

Eisleben. Ueber den Wirtſchaftsverkehr von
Frühkartoffeln gibt der Magiſtrat bekannt: Frühkartoffeln
darf im Stadtkreiſe Eisleben vom Erzeuger nur das ſtädtiſche Wirt
ſchaftsamt erwerben. Es iſt verpflichtet, dieſe Genehmigung bei
jedem Erwerb dem Verkäufer vorzuzeigen. Die Abgabe von Früh-
kartoffeln darf ſeitens des Erzeugers nur an die oben bezeichnete
Stelle erfolgen. Jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe von
Frühkartoffeln an andere Perſonen iſt verboten. Der Erzeuger iſt
verpflichtet, jede abgabepflichtige Menge Frühkartoffeln dem ſtädti-
ſchen Wirtſchaftsamt anzuzeigen und an die von letzterem beſtimmte
Stelle zu liefern. Jede Ausfuhr von Frühkartoffeln aus dem
Stadtkreiſe iſt verboten. Der Erzeuger darf für ſich, ſeine Haus
haltsangehörigen, Angeſtellten und Arbeiter, die er vertraglich mit
Kartoffeln zu verſorgen hat, bis auf weiteres nicht mehr wie
höchſtens fünf Pfund je Woche und Kopf verbrauchen.

Halleſche Kriegsverluſte.
Preu Berluſtküſte Nr. 1179: Engelhart, Werner, Leutinant,

26. 3. en an ſeinen Verl. E Kurt, Gefreiter, 9. 12.Berr verwundet. Fiſcher, in Se 10. leicht verw.
edrich, i, 4. 10. gefallen. Gerlack, „11. 8. r verwundet. e t. 18. 11., ſchwer verwundet. St W 30. 3.,

Die Holzarbeiterzeitung zeichnet in ihrer neueſten

Groß leicht verw. d. d. Tr. We

nn, 21. 3. gefallen. Hennig, Hans,
wer er, Rudolf, Gefreiter, 10. 7. ſchwer verw.

13. 8. leicht verw. Knöchel, Adam, Utffz.,
p ons, Gefreiter, 2. 5. gefallen. Lehmann,

1059. leicht verw. Lichtenfeld, Hermann, 29. 3. leicht verw.
Müller, Fritz, 3. 6. ſchwer verw. Munkelt, Willy, Sergeant, 3. 5. leicht
erw. Rehahn, Erich, 8. 7. geſt. an ſeinen Wunden. Schirioth, Karl,

rgeant, 4. 6. leicht verw. Schwan, Adolf, Sergeant, 24. 8. en.
Sperhake, Max, 22. 10. leicht verw. Walther, Max, Bgreper, 6,

e, Hermann, Vizefeldw., 8. 4. gefallen.
Wöller, Hermann, 1. 6., bisher ſchwer verw., geſtorben.

Preußiſche Verluſtſiſte Nr. 1180: Alberty, Guſtav, 29. 11. leicht
verwundet. Aſch, Willy, 4. 5. gefallen. Barth, Paul, Ltn. d. R.,
11. 5. leicht verw. Becker, Kurt, 29. 12. geſtorben an ſeinen Wunden.
Becker, Kurt, 9. 5. leicht verw. Berner, Fritz, 1. 9. leicht verw. Bie-
lig, Albert, 8. 9. gelaueri Deckert, Hans, Vizefeldw., 27. 6. gefallen.
Ehrlich, Harry, 1. 6. gefallen. Enniſch, Erhard, 1. 5. leicht verw. Ge
wanke, Adolf, 20. 11. aus Gefangenſchaft zurück. Großklaus, Kurt,
Gefreiter, 28. 10. leicht verw. Hecker, Otto, Ltn. d. R., 6. 8. leicht
verw. Hecklau, Marxtin, Sergeant, 9. 9. Wer verw Heerdegen, Gu-Far, 7. 3. aus Gefangenſchaſt zurück. Hingſt, Herbert, Ltn. d. R., 4.

gefallen. Kirchhof, Karl, 26. 4. leicht verw. Kirchner, Kurt, 30. 12.
verw. und vermißt. Körtge, Hans, Ltn. d. R., 10. 7. leicht verw.
Krüger, Paul, 25. 11. geſt. infolge Krankheit. Meyer, Franz, 12. 10.
leicht verw. Paarſch, Emil, 15. 2. leicht verw. Plaul, Otto, 18. 1.
ſchwer verw. Pretzſch, Arthur, 23. 11. gefallen. Ranaſch, Kurt, 21. 5.
leicht verw. Röder, Otto, 19. 3. ſchwer verw. Schicke, Karl, 3. 5.

wer verw. Schlegelmilch, Kurt, 27. 7. leicht verw. Schönbrodt,
aul, Utffz., 2. 3. lein verw. Schumann, Karl, Gefreiter, 25. 10,

leicht verw. b. d. Tr. Seidler, Kurt, 29. 11. leicht verw. Speck, Kurt,
Gefreiter, 5. 9. gefallen. Stange, Otto, 27. 8. ſchwer verw. Steineck,
Ernſt, 3. 3. leicht verw. Syanther, Kurt, 30. 10. vermißt. Fdeugng
Werner, 18. 7. leicht verw. Tietze, Erich, 16. 11. leicht verw. Wei
land, Franz, 30. 6. gefallen. Wolf, Kurt, Gefreiter, 7. 1. leicht verw.

Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1181: Bach, Hugo, 31. 5. bisher ver
mißt, gefallen 12. 5. 17. Bauerfeld, Adolf, Gefreiter, 15. 9. verw.
Blümel, Otto, Gefreiter, 6. 3. i leicht verw., verw. und vermißt.
Bohne, Karl, 25. 5. leicht verw. Bönſch, Richard, 21. 5. bisher ſchwer
verw., ſchwer verw. und vermißt. Friedrich, Paul, 13. 10. vermißt.
Gerber, Albin, 26. 2. bisher vermißt, in Gefangenſchaft. A. N. Jmme,
Fritz, Ltn. d. R., 12. 11. gefallen. Lehmann, Oskar, 2 8. leicht verw.
Nienemann, Heinrich, 16. 3. leicht verw. Nitſche, Alfred, 26. 3. in Ge
Pagenboaſn. Pfeiffer, Ludwig, Vizefeldw., 7. 6. gefallen. Rothkegel,

aul, 5. 7. leicht verw. Ruhmann, Kurt, 19. 12. bisher vermißt, ge
fallen 16. 8. 17. Schumann, Walter, Vizefeldw., 16. 5. leicht verw.
b. d. Tr. Slowik, lter, 17. 1 aus Gefangenſchaft zurück. Thale
mann, Hans, 10. 3. gefallen. Wachsmut, Hermann, x 14. 8.
leicht verw. Wagner, Martin, Ltn., 4. 6. ſchwer verw. war, Hans,
Gefreiter, 13. 8. ſchwer verw.

v 9. 1 lees

Deutſche Zimmererkonferenz.
Eine Konferenz der Zenkralinſtanzen und Gauleiter des Zimmerer-

verbandes tagte am 27. und 28. Juni in Leipzig. Sie befaßte ſi
zunächſt mit den Fragen der n s chaft, e ſie
das gewerkſchaftliche Intereſſe berühren. Für die Mitglieder des
mererverbandes iſt beſonders wichtig die künftige Geſtaltung des
und Arbeitsmarktes, die zu einem nicht geringen Teile abhängig iſt von
der Beſchaffenheit der öffentlichen und privaten Maßnahmen hinſichtlich
des Wohnungsbaues und der Wohnungsfürſorge.
Macht auch die herrſchende Wohnungsnot, die mit der längeren Dauer
des Krieges eine fortgeſetzte Steigerung erfahren dürfte, den Bau von
Wohnungen abſolut notwendig, ſo ſtellen ſich dieſem doch Schwierigkei
ten mannigfacher Art entgegen, die in der che

erarg Mangel an ypotheken und B.z ungedaues i t er b er Ge
en

chen

cha ereits in einer vor einiger Zeit an die Reichs und Lan
desbehörden gerichteten Eingabe dargelegt, die auch von der Konferenzebilligt wurde. Einen weſentlichen Punkt bei den Beratungen bilde-

en die Arbeitsvermittlung ſowie die Arbeitsnachweisfrage,
die bei der Demobiliſierung beſonders in den Vordergrund treten dürf-
ten. Jn der Ausſprache wurden auch die in rin Korpsbezirken
bereits bekannt gewordenen Richtlinien für die Demobiliſierung erör-
tert und allſeitig die Notwendigkeit betont, daß, ſoweit irgend an
darauf hingewirkt werden müſſe, daß dabei auch die gewerkſcha
Intereſſen nicht benachteiligt würden. Ueberhaupt ſollen die Ver
zahlſtellen, wo ſich ihnen Gelegenheit dazu bietet, an der Beratung und
Löſung aller Fragen der Uebergangswirltſchaft, wie immer dieſe an ſie
herantreten, regſten Anteil nehmen. Jn erſter Linie haben ſie natürli
ihre ganze Kraft auf den Wiederaufbau des Verbandes einzuſtellen un
alle hierauf gerichteten Beſtrebungen tatkräftig zu unterſtützen.

Die Konferenz befaßte ſich im weiteren mit Tariffragen und
den Teuerungszulagen. Wie im allgemeinen während des
Krieges die Tarifverträge eine ſtarke Erſchütterung erfahren haben, ſo
iſt auch in einer beträchtlichen Anzahl von Zahlſtellen des Zimmerer-
verbandes eine ſtarke Strömung gegen den Tarifvertrag aufgetreten,
die noch durch die Tarifpraxis während des Krieges ſowie durch ver
ſchiedene Entſcheidungen der Hilfsdienſtgeſetzausſchüſſe und das Ein
geriſen einzelner Kriegsamiſtellen zugunſten der Arbeiter genährt wor

en iſt. z die angeſichts der Tore on unlänglichen Teuerungszulagen im Baugewerbe haben zux Der rkung
dieſer Strömung beigetragen. ingeadte deſſen ſtellte ſich die Konfe-

renz auf den bisher ſchon vom Zimmererverbande vertretenen Stand-
punkt: für Tarifverträge, nicht aber Tarifverträge
um jeden Preis! Darüber ließen indes die Teilnehmer keinen

weifel, daß in Mitgliederkreiſen allgemein mit einer en weiteren
uerungszulage gerechnet werde, da die Beſtreitung des nsunter

Jan bei dem heutigen Einkommen einfach unmöglich ſei. hlreiche
nträge in dieſer Richtung ſind übrigens dem alvorſtand bereits

zugegangen. Darüber hinaus wird auch eine ſtärkere, und zwar ent
Pene Mitwirkung der Zahlſtellen an dem Zuſtandekommen von

reinbarungen gefordert.
Nicht minder wichtig war der nächſte Punkt der Tagesordnung,

der die Neuregelung des Beitrags- und Unter-
ſtützung sweſens im Verbande betraf. Hier handelte es ſich jedoch
in der Hauptſache um eine n für eine endgültige Stellung
nahme, die ſpäter erfolgen wird. Von Bedeutung waren die Anregun-
en auf weiteren Ausbau der Arbeitsloſen- zur Erwerbsloſenunter-
tützung, die den Zentralinſtanzen zur möglichſten Berückſichtigung über
wieſen wurden. Die Beitragsregelung wird natürlich derartigen Er-
weiterungen angepaßt werden müſſen. Gegenſtand der Beratung war
ſodann noch die weitere rei von Unterſtütz ung
an die Familien der Krie gsteilnehmer, ſowie Be
andlung der aus dem Kriege kehrenden Mitglieder. Jn beiden

r war die Konferenz geteilter Meinung, ſo daß die endgültige
ntſcheidung den Zentralinſtanzen vorbehalten bleibt. Die Konferenz

nahm ferner Kenntnis von Verhandlungen, die mit dem Deutſchen Po
lierbund geführt worden ſind über den chluß eines Kartellvertrages.
Der Vertrag iſt bereits von dem lierbund, dem De
Bauarbeiterverdand und dem Zentralverband chriſtlicher u
arbeiter unterzeichnet. Jm Zimmererverband wird eine General
verſammlung darüber entſcheiden, ob dem Vertrage beigetreten

wird oder nicht. Zufamm über die bevorſtehende von Minc en be ert, obeine e letzte General
efunden. Die

eine Geen rten, ſie für das jahr 1019 in Ausſicht zu W s
anderen noch nten Urſachen eine e Einberufung
c mrhe 1 t Terſeere ſer L
e hen m rigen trat jedoch die Konferenz dem Vorſchlage der
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